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Liebe Leser!

D
ie Diskussion um das neue Ti-
roler Raumordnungsgesetz
schlug im heurigen Sommer

hohe Wellen . Angesichts der weit-
reichenden Bedeutung dieses Ge-
setzes wurde in der Vorbereitung
ein anspruchsvoller neuer Weg be-
schritten : Noch vor Einleitung des
offiziellen

	

Begutachtungsverfah-
rens und vor Durchf•hrung des le-
gistischen "Feinschliffs" wurde der
Rohentwurf in regionalen Informa-
tionsveranstaltungen, zu denen
Landesrat Eberle eingeladen hat-
te, landesweit diskutiert . Rund
2 .600 Gemeindemandatare, Re-
gionalbeiratsmitglieder, Vertreter
der Bauernschaft, der gewerbli-
chen Wirtschaft und der Tourismus-
verbände, in der jeweiligen Region
beheimatete Landtagsabgeord-
nete und sonstige interessierte B•r-
ger nahmen die Gelegenheit war,
•ber das Gesetzesvorhaben aus
erster Hand Informationen einzu-
holen und von Landesrat Eberle
und den zuständigen Beamten Re-
de und Antwort zu verlangen .
Insgesamt stieƒ das Angebot, •ber
ein derartiges Gesetzesvorhaben
zu einem Zeitpunkt …ffentlich zu
diskutieren, zu dem noch echte
"Weichenstellungen" m…glich sind,
auf groƒe Zustimmung .
Es ist bei diesen Veranstaltungen in
hohem Maƒe gelungen, die Ein-
sicht in den raumordnerischen
Handlungsbedarf zu stärken und
weitestgehende †bereinstimmung
hinsichtlich der mit der Novelle zu
verfolgenden Ziele zu erreichen .
Die konkret vorgesehenen rechtli-
chen Maƒnahmen trafen begreifli-
cherweise auf ein breiteres Mei-
nungsspektrum und m•ndeten in
teilweise heftige Diskussionen . Vor
allem kam immer wieder die Sorge
der Diskutanten vor zu weitrei-
chenden, zu stark in bestehende
Rechte eingreifenden Regelungen
zu Tage. Vor allem die Frage einer
m…glichen Zweitwohnsitzabgabe
und die vorgesehenen Maƒnah-
men zur Mobilisierung des beste-
henden Baulandes standen dabei
im Zentrum .
Insgesamt wurde Landesrat Eberle
und den Vertretern des Amtes im
Verlauf dieser sechsw…chigen "In-
tensivtour" ein umfassendes Stim-
mungsbild •ber die grundlegende
Einschätzung der Raumordnungs-
gesetz-Novelle durch regionale
bzw. …rtliche Entscheidungsträger
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mationen •ber die Entwicklung
der Bevƒlkerung, der Häuser und
der Wohnungen sind dabei von
besonderer Bedeutung . Die vom
‚sterreichischen Statistischen Zen-
tralamt nun vorgelegten Ergebnis-
se der Häuser- und Wohnungszäh-
lung 1991 geben Gelegenheit, hie-
zu eine aktuelle Situationsanalyse
vorzunehmen .
Und schlie„lich sind f•r die
Raumordnung zeitgemä„e Plan-
grundlagen und darauf abge-
stimmte EDV-gest•tzte Planungs-
und Koordinierungstechniken ein
unverzichtbares Werkzeug . Mit
dem Aufbau des Tiroler Raumord-
nungs-Informationssystemes TIRIS
auf Kartenma„stabsebene wurde
diesbez•glich ein ganz entschei-
dender Schritt gesetzt . Die Ent-
wicklung mu„ jedoch weiterge-
hen . Die Mƒglichkeiten der EDV-
Technik im allgemeinen und der
Geographischen Informationssy-
steme im besonderen m•ssen
auch f•r Anwendungen im Plan-
ma„stabsbereich aufbereitet wer-
den . Besonderer Handlungsbedarf
ist hier im Bereich der ƒrtlichen
Raumordnung gegeben, wo die
vom neuen Raumordnungsgesetz
geforderte neue Generation von
Flächenwidmungs- und Bebau-
ungsplänen jedenfalls auf Basis der
digitalen Katastermappe (DKM)
erstellt werden sollte . Die Herstel-
lung bzw. Beschaffung der DKM
geht jedoch leider nur zƒgernd
vonstatten. Umso wichtiger ist es,
jetzt schon die mit der Anwendung
der DKM in der ƒrtlichen Raumord-
nung verbundenen technischen
und organisatorischen Fragen zu
klären, um weitere Zeitverluste zu
vermeiden . Wir berichten kurz •ber
den Stand der diesbez•glichen Ar-
beiten und geben einen Ausblick,
wie mit Hilfe der EDV Planungspro-
zesse auch durch Bereitstellung
dreidimensionaler Abbildungen er-
leichtert und verbessert werden
kƒnnen .
Kurzmitteilungen •ber das aktuelle
Geschehen runden den Inhalt des
vorliegenden Heftes ab, das hof-
fentlich wieder imstande ist, einen
kleinen Beitrag zur Verbesserung
des Informationsstandes in Angele-
genheiten der Raumordnung und
zur Belebung der diesbez•glichen
Diskussion zu leisten .

Mit herzlichen Gr•„en

Raumordnung braucht
B•rgernähe

Franz Rauter, Mag ., Vorstand der Abt. Ic

und Interessenvertreter vermittelt
und gab es dar•ber hinaus eine
F•lle konstruktiver Vorbringen zu
Einzelfragen, die insgesamt eine
wertvolle Hilfe f•r die weitere Ar-
beit am Entwurf darstellen .

Diese mit der geschilderten Vor-
gangsweise verbundene ‚ffnung
zum B•rger und das Zulassen einer
breiten Diskussion im Vorfeld von
Entscheidungen scheinen mir ge-
nerell eine wesentliche Vorausset-
zung f•r eine auf Dauer von der
Bevƒlkerung akzeptierte und da-
mit wirksame Raumordnung zu
sein . Zu gro„ sind die gesellschafts-
politischen Dimensionen dieser
Materie, als da„ man hier mit tech-
nokratischen Lƒsungen vom gr•-
nen Tisch aus operieren kƒnnte .
Wir bem•hen uns, diese Einsicht
auch bei der Vollziehung des
Raumordnungsgesetzes in best-
mƒglichem Ma„e zu ber•cksichti-
gen . Als Beispiel darf ich etwa die
bereits weit fortgeschrittene
"Gr•nzonenplanung" in der Klein-
region Hall und Umgebung erwäh-
nen, wo vom Beginn der Arbeiten
an bis zur Fertigstellung des Entwur-
fes (und somit lange vor den ge-
setzlich vorgeschriebenen Verfah-
rensschritten) permanenter Kon-
takt zu den ƒrtlichen Entschei-
dungsträgern und Betroffenen ge-
halten wurde und eine Vielzahl
von Gesprächen an Ort und Stelle,
bis hin zu Sprechtagen f•r die
Grundeigent•mer stattfanden .
Gest•tzt auf diese solide Basis hof-
fen wir, das eigentliche Begutach-
tungsverfahren ohne grƒ„e Proble-
me und z•gig abwickeln zu kƒn-
nen und gute Voraussetzungen f•r
die Aufnahme der Arbeiten in an-
deren Regionen vorzufinden .
Zwei Anmerkungen zum Thema
B•rgernähe mƒchte ich an dieser
Stelle aiierdings nicht verabsäu-
men:
B•rgernähe kann nicht hei„en, alle
vorgebrachten Argumente und
W•nsche vorbehaltlos zu •berneh-
men und den absoluten Konsens
zu garantieren . B•rgernähe mu„
vielmehr hei„en, Informationen

zeitgerecht zu geben und entge-
genzunehmen, Planungsabsichten
glaubhaft darzulegen, das sach-
lich bessere Argument zu akzeptie-
ren und "unter dem Strich" zu einer
sachgerechten Lƒsung zu kom-
men .
B•rgernähe braucht Zeit, und wem
gelegentlich Kritik am zu langsa-
men Vorankommen der Raumord-
nung angesichts des dringenden
Handlungsbedarfes auf der Zunge
liegt, der mƒge bedenken, da„
sich bei allem Engagement, das
bei den Mitarbeitern der Raumord-
nungs-Dienststellen vorhanden ist
und bei allem Bem•hen um effizi-
ente Arbeitsweisen Raumordnung
nicht einfach "produzieren" lä„t,
sondern da„ sie in der Kommuni-
kation zwischen Dienststellen und
B•rgern "reifen" mu„ .

Im Brennpunkt des vorliegenden
Heftes 4 unserer RO-Info steht ein
Thema, auf das die obigen Anmer-
kungen in vollem Ma„e zutreffen :
Die Seilbahngrundsätze des Lan-
des Tirol, Auf dem Weg zu einer
raumverträglichen Weiterentwick-
lung des Tourismus wurde hier ein
wesentlicher Schritt von gro„er
praktischer Bedeutung gesetzt .
Den vollständigen Text dieser Seil-
bahngrundsätze samt den zu-
gehƒrigen Erläuterungen finden
Sie in diesem Heft .
Es ist mir ein Anliegen, immer wie-
der darauf hinzuweisen, da„
Raumordnung nicht nur im Rah-
men

	

der

	

Vollziehung

	

des
Raumordnungsgesetzes betrieben
wird, sondern da„ Raumordnung
als koordiniertes Zusammenwirken
der raumbedeutsamen Tätigkeiten
der verschiedensten Behƒrden
und Dienststellen verstanden wer-
den mu„. In loser Folge wollen wir
diesem Netzwerk einer Raumord-
nung im umfassenden Sinne durch
entsprechende Beiträge klarere
Konturen verleihen und werfen
diesmal einen Blick auf das Ver-
hältnis zwischen Raumordnung
und Siedlungswasserwirtschaft .
Solide Raumordnung mu„ auf Fak-
ten aufbauen . Statistischen Infor-
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Seilbahngrunds•tze von
der Landesregierung
beschlossen - Die

"Seilbahnnachdenkpause"
war ein Erfolg

Angesichts von mehr als zwei Dutzend aktueller Er-
schlieäungsprojekte k‚ndigten im Jahr 1989 mein Regie-
rungskollege Ferdinand Eberle und ich im Einvernehmen
mit dem Landeshauptmann f‚r die n•chsten drei Jahre ei-
ne sehr restriktive Seilbahnpolitik seitens des Landes an . Wir
veranlaäten eine umfassende Untersuchung der wirtschaft-
lichen, ƒkologischen und sozialen Auswirkungen der Seil-
bahnerschlieäungen . Daraus abgeleitet sollten Richtlinien
f‚r Schierschlieäungen erlassen werden . Dies ist nun fristge-

recht geschehen .

F ‚r die Untersuchung wurde ein
Team heimischer Fachleute
der verschiedendsten Fach-

richtungen aus Wissenschaft, In-
teressensvertretungen und der Be-
amtenschaft zusammengestellt .
Bereits bei der Analyse traten die
je nach dem persƒnlichen Stand-
punkt unterschiedlichen Wertun-
gen klar zu Tage. Objektive Daten
sind Wertungen unterworfen, eine
bestimmte Menge ist f‚r den ei-
nen viel, f‚r den anderen jedoch

wenig . Ebenso gab es hinsichtlich
der zuk‚nftigen Politik ganz unter-
schiedliche Ans•tze . Als schon
viele vom Scheitern der Nach-
denkpause sprachen, begann
erst die noch viel schwierigere po-
litische Auseinandersetzung, die
sich zwischen den zwei extremen
Gegenpolen von ausbaufanati-
schen Seilbahnpionieren und gr‚-
nen Utopisten abspielte . Da in Tirol
in Folge der so ‚beraus beschei-
denen r•umlichen Ressourcen die

1
4

teilweise ‚berzogenen W‚nsche
und Vorstellungen weder der ei-
nen noch der anderen Seite voll
zu erf‚llen sind, sind Kompromisse
einfach notwendig . Angestrebt
wurden nach Mƒglichkeit einver-
nehmliche Lƒsungen . Das der
Seilbahnwirtschaft angebotene
Gentlemen's agreement wurde
zwar nicht offiziell angenommen,
es wird aber mehr oder weniger
stillschweigend akzeptiert, da bei
der heiklen Frage der Schigebiets-
abgrenzung letztlich mit allen
Unternehmern mit Ausnahme von
zwei Einigung erzielt werden
konnte .
Der Tourismus ist nach der Wert-
schƒpfung der bedeutendste
Wirtschaftszweig des Landes Tirol .
Vielleicht noch wichtiger sind sei-
ne regionalwirtschaftlichen Aus-
wirkungen, da er bis in die letzten
Seitent•ler Arbeit und Einkommen
gebracht und damit ihre Entsied-
lung verhindert hat . F‚r den Win-
tertourismus, auf den etwa die
H•lfte der Jahresn•chtigungen
entf•llt, der nach der Wertschƒp-
fung aber wesentlich bedeutsa-
mer ist, stellt der alpine Pistenschi-
lauf das R‚ckgrat dar . Die Seil-
bahnen und Pisten sind daher f‚r
die Wirtschaft Tirols ein eminent
wichtiger Faktor .
Der Tourismus hat aber auch ein-
zelne Schattenseiten, etwa die
starke Verkehrsbelastung und Ver-
bauung in den Tallagen, die zu-
nehmende Inanspruchnahme
von bislang unber‚hrten Gebie-
ten f‚r Schigebiete oder ƒkologi-
sche und soziale Probleme . Diese
negativen Aspekte des Tourismus
sind eine Belastung f‚r die gesam-
te Gesellschaft, sie gef•hrden
aber auch die langfristige gesun-
de Entwicklung des Tourismus
selbst, der auf die Erhaltung der



natärlichen Grundlagen angewie-
sen ist. Hier steuernd einzugreifen
ist ein Erfordernis fär die Politik .
Nach den von der Regierung be-
schlossenen Seilbahngrunds•tzen
werden Neuerschlie‚ungen im
ganzen Lande abgelehnt . Im äbri-
gen wird das Land in drei Gebiet-
stypen aufgegliedert, in die ent-
wicklungsschwachen abgelege-
nen Gebiete, die wirtschaftsstar-
ken Zentralr•ume und in die Tou-
rismusintensivgebiete, in denen
fast 90% des Seilbahnangebotes
konzentriert sind und auch weit-
aus die besten Ausbaumƒglich-
keiten vorhanden sind . In diesem
Gebietstyp wurden die Grenzen
der Schigebiete kartographisch
festgelegt . Diese Grenzziehung,
die in Absprache mit den jeweili-
gen Seilbahnunternehmen und
der Fachgruppe der Seilbahnen
erfolgte, ist der eigentliche Kern
dieser Grunds•tze .
Da‚ mit den Seilbahngrunds•tzen
nur ein Teilschritt fär einen umwelt-
und sozialvertr•glichen Tourismus
geschaffen wurde, bin ich mir be-
wu‚t, es ist aber ein wichtiger Teil-
schritt. Fär die mindestens ebenso
notwendige Beschr•nkung der
Bettenzunahme fehlten bislang
die rechtlichen Mƒglichkeiten ; mit
der laufenden Novelle des Tiroler
Raumordnungsgesetzes soll diese
nun geschaffen werden .
Gemeinsam mit meinem Regie-
rungskollegen Ferdinand Eberle
hoffe ich, da‚ wir mit diesen Seil-
bahngrunds•tzen in der schwieri-
gen Frage der Abstimmung zwi-
schen Okonomie und „kologie
die richtige Entscheidung zum
Wohl aller Tiroler getroffen haben,
die ebenso von einer gedeihli-
chen Entwicklung des Tourismus
wie von der Erhaltung einer heilen
Umwelt abh•ngig ist .
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Seilbahngrunds•tze des
Landes Tirol

1 . Einleitung
Im August 1989 erkl•rten die Lan-
desr•te Weingartner und Eberle
im Einvernehmen mit dem Lan-
deshauptmann in einer Presse-
konferenz, da‚ das Land Tirol in
den n•chsten drei Jahren in der
Seilbahnpolitik sehr restriktiv sein
wolle (Erkl•rung der "Seilbahn-
nachdenkpause") . W•hrend die-
ser drei Jahre sollten die wirt-
schaftlichen, sozialen und ƒkolo-
gischen Auswirkungen, die mit
Seilbahnerschlie‚ungen verbun-
den sind, grändlich untersucht
und letztendlich sollten neue
Richtlinien fär Schierschlie‚ungen
erarbeitet werden . Zu diesem
Zweck wurde die Arbeitsgruppe
"Tourismusgrenzen" eingerichtet,
in der unabh•ngige Wis-
senschaftler und Fachleute der
Seilbahnwirtschaft, des Tourismus
und der Beamtenschaft zusam-
menarbeiteten .

Die Arbeitsgruppe beschr•nkte ih-
re †berlegungen nicht auf den
Seilbahnsektor allein, sondern be-
fa‚te sich tiefschärfender mit den
Grenzen des touristischen Wachs-
tums. Nachfrageseitig sind diese
in Tirol offensichtlich noch nicht er-
reicht. Grenzen fär ein weiteres
Wachstum zeigen sich jedoch zu-
nehmend am Arbeitsmarkt und
umfassender durch Belastungen
von Umwelt und Gesellschaft und
dadurch ausgelƒste Akzeptanz-
probleme. Da wesentliche Bela-
stungen sich einer quantitativen
Erfassung entziehen, konnte eine
Gesamterfassung nur mit Hilfe von
Ersatzindikatoren erfolgen . Die
mittels einer Faktorenanalyse er-
folgte Zusammenfährung erbringt
eine Rangordnung, sie gibt aber
keine Auskunft, ob die Grenzen
der Belastbarkeit von Raum und
Mensch in einem Gebiet äber-

Franz Sint, Dr ., Abt. Ic/Landesplanung

schritten, erreicht oder noch nicht
erreicht sind. Was tragbar ist, ist
letztlich eine Frage der Wertung
und damit der Politik .

Zur Erreichung eines umwelt- und
sozialvertr•glichen Tourismus wur-
den von der Arbeitsgruppe drei
Ansatzpunkte empfohlen, und
zwar :

‡

	

die Beschr•nkung
der Bettenzunahme,

‡ die Festlegung von
Au‚engrenzen fär die
Schigebiete und

‡

	

die Kontingentierung
der Schifahrerzahlen .

Die rechtliche Basis fär die Be-
schr•nkung der Bettenzunahme
soll im Zuge der laufenden Novel-
lierung des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes geschaffen werden . Fär
die Kontingentierung der Schifah-
rerzahl w•re eine Anderung des
Bundeseisenbahngesetzes, die
Aufhebung der Betriebs- und Be-
fƒrderungspflicht, erforderlich . Die
vorliegenden, aus dem Gesamt-
konzept zur Lƒsung von Raum-
und Kapazit•tsfragen im Touris-
mus vorgezogenen Seilbahn-
grunds•tze beschr•nken sich da-
her auf das derzeit rechtlich Mƒg-
liche .

Eine Novit•t bei der Behandlung
dieser Grunds•tze in den
Raumordnungsorganen lag darin,
da‚ hier erstmals ein Raumord-
nungskonzept in zwei verschiede-
nen Untergruppen des Tiroler
Raumordnungsbeirates, und zwar
in den UG "Tourismus" und "Erho-
lungsr•ume", beraten wurde .
Nach der weiteren Behandlung
im Tiroler Raumordnungsbeirat
selbst und in der Tiroler Raumord-
nungskonferenz wurden diese



Grunds•tze von der Tiroler Lan-
desregierung als Leitlinie fär die
Beurteilung von Erschlie‚ungspro-
jekten am 20 . Juli 1992 beschlos-
sen .

2. Seilbahn-
grunds•tze des
Landes Tirol
2 .1 Seilbahngrunds•tze
Die Tiroler Landesregierung be-
schlie‚t, bei der Beurteilung von
Investitionsvorhaben im Seil-
bahnwesen bis Anfang 1996 von
folgenden Grunds•tzen auszuge-
hen :

1 .Neuerschlie‚ungen wird es in
dieser Zeit keine geben . Neuer-
schlie‚ungen sind Erschlie‚ungen
in bisher unberährten Gebieten,
die weder seilbahntechnisch
noch durch Pisten mit bestehen-
den Anlagen - abgesehen von
Kleinanlagen - in Verbindung ge-
bracht werden. Dabei ist als Klein-
anlage e ',ne Anlage mit weniger
als 200 Hƒhenmetern bzw . einer
Transportkapazit•t von weniger
als 200 .000 Personenhƒhenme-
ter/h zu verstehen .

2 . Die r•umliche Erweiterung von
Schigebieten in bisher von techni-
schen Anlagen unberährte und in
sich geschlossene Landschafts-
r•ume (Gel•ndekammern) ist in
wirtschaftsschwachen abgelege-
nen Gebieten mit geringem Seil-
bahnerschlie‚ungsgrad (siehe
Karte) zul•ssig und nur dann,
wenn sie den Dauerurlaubertouris-
mus nachhaltig st•rken kann .

3. In den wirtschaftsstarken Zen-
tralr•umen einschlie‚lich ihres
Nahbereiches (siehe Karte) sind
Kapazit•tserhƒhungen der beste-
henden Anlagen sowie geringfä-
gige r•umliche Erweiterungen
vertretbar, soweit sie die Affrakti-
vit•t fär die einheimischen Schi-
fahrer erhƒhen bzw. Verkehrsbe-
lastungen mindern, die durch die
Ausflugsfahrten einheimischer
Schifahrer zu weiter entfernt gele-
genen Schigebieten entstehen .

4. In den Regionen mit intensivem
Tourismus (siehe Karte) sind
grunds•tzlich alle Ma‚nahmen zu-
gelassen und erwänscht, die der
Verbesserung der technischen
Qualit•t der Befƒrderungsanla-
gen und der Attraktivit•t des be-
stehenden Schigebietes dienen .

In diesen Gebieten werden
daher :
a) die •u‚eren Grenzen der Schi-
gebiete kartographisch festgelegt
werden, wobei grunds•tzlich von
den derzeit durch Seilbahnen und
Pisten erschlossenen Landschafts-
r•umen (Gel•ndekammern) aus-
zugehen ist; Gel•ndeteile fär Ver-
bindungen von Schigebieten und
Zubringerbahnen kƒnnen dann
aufgenommen werden, wenn da-
mit eine wesentliche Verbesse-
rung der Verkehrsverteilung zu er-
warten ist ;
b) innerhalb dieser Au‚engren-

zen ist der Unternehmer mit der
Einschr•nkung des Punktes c) in
der Ausgestaltung der Befƒrde-
rungsanlagen frei . Er wird bei sei-
nen unternehmerischen Entschei-
dungen auf die Aufnahmef•hig-
keit seines Gebietes, die Kapazit•t
der Zubringerbahnen und allf•lli-
gen zus•tzlich induzierten Verkehr
Bedacht nehmen ;
c) wesentliche Kapazit•tsauswei-
tungen von Anlagen, die in Ver-
bindung mit ƒffentlichen oder pri-
vaten Verkehrsfl•chen stehen,
sind zul•ssig,

„

	

wenn diese Erhƒhung in
einem angemessenen Verh•lt-
nis zur angebotenen
Schifl•che steht,
„ wenn die zus•tzliche Kapa-
zit•t der Nachfrage von Urlau-
bem und Einheimischen ent-
spricht, insbesondere dem Be-
darf einer raschen Talbefƒrde-
rung am Abend und
„

	

wenn die durch die zus•tzli-
che Kapazit•t erhƒhten Ver-
kehrsprobleme vor Ort vor al-
lem mit Massenverkehrsmitteln
gemeinsam gelƒst werden .

5 . Soweit bei Einhaltung der dar-
gestellten Grunds•tze bestehen-
de Gebiete erweitert werden, ist
die Erweiterung nur zul•ssig, wenn
das neue Gebiet ohne Fl•chen-
beschneiung betrieben werden

kann .
6 . Bei Erweiterungen und Kapa-
zit•tserhƒhungen nach Pkt, 4 a)
und 4 c) kƒnnen äber Antrag der
Standortgemeinden Mittel der di-
rekten Demokratie in der Gemein-
de zur Entscheidungsfindung her-
angezogen werden .
(Karte, siehe Seite 8/9)

2.2 Erl•uterungen zu den
Seilbahngrunds•tzen
2.2.1 Raumordnungsgrunds•tze
fär Seilbahnerschlie‚ungen

Bei diesen Grunds•tzen handeln
es sich um Raumordnungs-
grunds•tze . Gagen Erschlie‚un-
gen, die sich nach diesen
Grunds•tzen richten, bestehen
keine grunds•tzlichen Bedenken
seitens der äberƒrtlichen
Raumordnung . Alle gesetzlichen
Verfahren (nach dem Eisenbahn-
gesetz, Naturschutzgesetz, Forst-
gesetz, Wasserrechtsgesetz, Ge-
werberecht, etc .) sind weiterhin
durchzufähren, die Entscheidun-
gen haben nach den gesetzli-
chen Bestimmungen zu erfolgen .
Diese Grunds•tze sind jedoch bei
Interessensabw•gungen heranzu-
ziehen . Dies gilt haupts•chlich

„ fär die naturschutzrechtli-
chen Bewilligungsverfahren
nach 27 Tiroler Naturschutz-
gesetz,
„ die Stellungnahme des Lan-
deshauptmannes bei eisen-
bahnrechtlichen Konzessions-
verfahren nach 17 Abs . 3 Ei-
senbahngesetz und
„

	

bei der Genehmigung von
Fl•chenwidmungen fär Schlep-
plifte und Pisten durch die Lan-
desregierung.

Diese Grunds•tze bauen auf ei-
nem Angebot fär ein Gentle-
men's agreement auf, das das
Land Tirol der Seilbahnwirtschaft
machte.

2.2.2 Zeitdauer

Diese Grunds•tze gelten bis Jah-
resanfang 1996 . Die Befristung be-
trifft auch die im Anhang darge-
stellten Grenzen der Schigebiete .



2.2.3 Neuerschlie•ungen

Unter "Neuerschlie•ung" wird in
Anwendung der älteren Begriffs-
definition die Erschlie•ung eines
v‚llig neuen Schigebietes, das mit
keinem bestehenden zusammen-
hängt,

	

verstanden .

	

Die

	

Er-
schlie•ung neuer Geländekam-
mern von bestehenden Schige-
bieten aus, fƒr die neuerdings ‚f-
ters der Begriff "Neuerschlie•ung"
verwendet wird, ist - um Mi•ver-
ständnisse zu vermeiden - daher
präzise als "Erweiterung bestehen-
der Schigebiete in neue Gelände-
kammern" zu definieren .
Kleinanlagen mƒssen ausgenom-
men werden. Diese dƒrfen einer-
seits keine Gro•erschlie•ung als
Erweiterung tarnen und anderer-
seits ist das Aufstellen von Kleinan-
langen im Dauersiedlungsgebiet
nicht als Neuerschlie•ung zu wer-
ten .

2 .2.4 Räumliche Erweiterungen in
wirtschaftsschwachen abgelege-
nen Gebieten

In den in der Karte dargestellten
Gebieten ist nicht nur die eigene
Wirtschaft schwach entwickelt, sie
sind zudem weit abgelegen von
Arbeitszentren und zentralen Or-
ten und damit in besonderem
Ma•e wirtschaftlich benachteiligt .
Erschlie•ungen haben hier aus-
schlie•lich den Sinn, den Dauerur-
laubertourismus nachhaltig zu
stärken und damit die Wirtschaft
zu entwickeln .

Auf diese Gebiete entfallen :
16 % der Gesamtfläche Tirols,
4 % der Bev‚lkerung,
5 % der Nächtigungen und
3 % der Seilbahntransport

kapazität .

Im Verhältnis zur potentiellen
Nachfrage durch Dauergäste -
gemessen an der derzeitigen Bet-
tenkapazität - ist das Seilbahnan-
gebot trotz des geringen Betten-
bestandes dieser Regionen quan-
titativ gering . Eine räumliche Er-
weiterung der wenigen fast aus-
schlie•lich kleinen Schigebiete
(Thurntaler, Goldried, Golzentipp,
J‚chlespitze, Glocknerblick, St .
Oswald, Steinberg) ist wegen der
naturräumlichen

	

Voraussetzun-

gen nur in sehr begrenztem Ma•e
m‚glich. Die Meinung, da• auf-
grund dieses Grundsatzes in die-
sen Gebieten die gro•e Er-
schlie•ungswelle beginnen wird,
ist damit absolut falsch .

2.2.5 Kapazitätserh‚hungen und
geringfƒgige räumliche Erweite-
rungen in wirtschaftsstarken Zen-
tralräumen einschlie•lich ihres
Nahbereichs

Bei diesen ebenfalls in der Karte
dargestellten Gebieten sind zwei
unterschiedliche Typen zusam-
mengefa•t, und zwar die wirt-
schaftsstarken Regionen der Zen-
tralräume und die wirtschafts-
schwachen Gebiete in ihrem
Nahbereich. Nach dem Entwick-
lungsprogramm fƒr die wirtschaft-
lich benachteiligten Gebiete Tirols
ist die Entfernung zu Arbeitszen-
tren und zentralen Orten ein ma•-
gebliches Kriterium fƒr die wirt-
schaftliche Benachteiligung . Hier
werden die wirtschaftsschwachen
Regionen Mieming, Sellrain und
Wipptal zum Nahbereich des Zen-
tralraumes gerechnet, da ein
gro•er Teil der Arbeitskräfte dieser
Regionen täglich dorthin zur Ar-
beit fährt .
In den Schigebieten dieser Grup-
pe sind die einheimischen Schi-
fahrer unvergleichlich stärker ver-
treten als in denen der zwei ande-
ren . Sicherlich sind ausnahmslos
alle Schigebiete Tirols auch fƒr
den Tourismus von gewisser Be-
deutung . Im Gro•teil dieser Regio-
nen befindet sich der Tourismus
aber auf dem Rƒckzug, da
die natƒrlichen Voraussetzungen
schlechter als im Landesmittel
sind, die Umweltbelastungen
gr‚•er und die Bev‚lkerung in ge-
ringerem Ma•e auf den Tourismus
als Erwerbsquelle angewiesen ist .
Nur die Schigebiete Sonnwend-
joch (Kramsach) und Zettersfeld
(Lienz) sind von erheblicher Be-
deutung fƒr den Dauerurlauber-
tourismus .

Auf diese Gebiete entfallen
3296 der Gesamtfläche Tirols,
6996 der Bev‚lkerung,
19 % der Nächtigungen und
10 % der Seilbahntransport-

kapazität .

1
7

Die Schigebiete dieser Gruppe
wurden z.T. schon in der Zwi-
schenkriegszeit, z .T. in den zwei er-
sten Nachkriegsjahrzehnten er-
schlossen, „berwiegend sind es
kleine Schigebiete fƒr die nahen
Städte (Innsbruck, Reutte, Lan-
deck, Imst, Schwaz, Kufstein, Li-
enz) . Qualitativ entsprechen viele
nicht mehr dem heutigen Stan-
dard ; mit ein Grund dafƒr ist die
Finanzschwäche der meisten Un-
ternehmen. Die Erweiterungsm‚g-
lichkeiten sind von den naturrä-
umlichen Voraussetzungen her
sehr beschränkt .
Eine Stärkung dieser Schigebiete
ist vor allem im Hinblick auf ihre
Funktion als Sportanlagen fƒr die
einheimische Bev‚lkerung von Be-
deutung . Eine Erh‚hung der Ka-
pazität und eine qualitative Ver-
besserung k‚nnte auch zur Verrin-
gerung des Verkehrs beitragen,
da am Wochenende das Nach-
fragepotential durch die einhei-
mischen Schifahrer im Nahbe-
reich das Fassungsverm‚gen die-
ser Schigebiete bei weitem ƒber-
steigt und viele Schifahrer der
Städte zu den weiter entfernten
attraktiveren Schigebieten der
Tourismuszentren fahren .

2.2 .6 Regionen mit intensivem
Tourismus

Auf diese Gebiete entfallen
52 % der Gesamtfläche Tirols,
27 % der Bev‚lkerung,
76 % der Gesamtnächtigun-

gen,
84 % der Wintemächtigun-
gen,
87 % der Seilbahntransport-

kapazität,
87 % der Schigebietsfl‚che

und
93 % der Gesamtschifahr-

leistung .

Auf der Hälfte des Landes mit ei-
nem Viertel der Bev‚lkerung wer-
den also drei Viertel der Gesamt-
nächtigungen Tirols erzielt. Diese
Gebiete und ihre Bev‚lkerung
sind im wesentlichen die Träger
des Tiroler Tourismus . In ganz be-
sonderem Ma•e gilt dies fƒr den
Wintertourismus . Wegen des
h‚heren Preisniveaus ist der Anteil
der Wertsch‚pfung noch bedeu-
tend h‚her als der Nächtigungs-
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anteil . Innerhalb dieser Gebiete
bestehen allerdings in der Inten-
sit•t des Tourismus betr•chtliche
Unterschiede, eine weitere Auf-
gliederung wird aber nicht als
zweckm•äig erachtet .
In diesen Gebieten ist der Groäteil
des Tiroler Seilbahnangebotes
konzentriert. Wegen der g‚nsti-
gen naturr•umlichen Vorausset-
zungen und der Finanzst•rke vie-
ler Unternehmen entf•llt auf sie
auch das Gros der Ausbauabsich-
ten; nach der Befragung der Un-
ternehmen sind es 87 % der ge-
samten geplanten zus•tzlichen
Transportkapazit•t. Obwohl in die-
sen Regionen weitaus am meisten
Schigebiete erschlossen wurden,
bestehen nach wie vor groäe Er-
weiterungsabsichten . Der Druck
f‚r die Inanspruchnahme weiterer
Fl•chen f‚r Schierschlieäungen
geht in Tirol zum weitaus grƒäten
Teil von den bestehenden Seil-
bahnunternehmen der Tourismus-
intensivgebiete aus .

Verbesserung der technischen
Qualit•t der Befƒrderungsanlagen
und der Attraktivit•t der beste-
henden Schigebiete

Es besteht eine groäe Zahl von
Mƒglichkeiten, die bestehenden
Schigebiete zu verbessern und at-
traktiver zu gestalten, ohne daä
sie r•umlich erweitert werden
oder die Kapazit•t erhƒht wird .
Nur beispielhaft sei der Ersatz von
Schleppliften durch Sessellifte und
von langen Zubringersesselliften
durch Bahnen mit Wagen ge-
nannt, Auch bei den Pisten l•ät
sich trotz des in den meisten Schi-
gebieten schon sehr hohen Stan-
dards noch manches verbessern ;
das gleiche gilt f‚r den Umwelt-
bereich .

Kartographische Festlegung der
•uäeren Grenzen der Schigebiete

Die kartographische Festlegung
der •uäeren Grenzen der Schige-
biete in den Tourismusintensivge-
bieten ist der Kernpunkt dieser
Grunds•tze .
Grunds•tzlich wird dabei von den
derzeit erschlossenen Landschaft-
r•umen (Gel•ndekammern) aus-
gegangen . Im Regierungsbe-
schluä der Salzburger Landesre-

gierung ‚ber Richtlinien f‚r die
Schierschlieäung im Lande Salz-
burg vom 12 .6.1990 wird die
Gel•ndekammer als "geschlosse-
ner, durch markante nat‚rliche
Gel•ndelinien (z.B . K•mme, Gra-
te, R‚cken, B•che) begrenzter
Landschaftsteil, der in sich eine
strukturelle Einheit darstellt (z .B .
Kar, Hang, Gipfelregion eines Ber-
ges . . .)" definiert. Die alpine Mor-
phologie ist allerdings ‚beraus
vielf•ltig strukturiert, und zwar in
horizontaler und vertikaler Rich-
tung und bis zu kleinsten r•umli-
chen Einheiten . Bei der Beurtei-
lung, was eine Gel•ndekammer
ist, sind Meinungsunterschiede
deshalb nicht ausgeschlossen .
Ein Hauptproblem des Schitouris-
mus ist der Verkehr . Soweit durch
die Verbindung von Schigebieten
eine wesentliche Verkehrsentla-
stung zu erwarten ist, kƒnnen
neue Gel•ndeteile in die Grenzen
einbezogen werden . Dies gilt f‚r
die Verbindung Penken - L•m-
merbichl (im Verh•ltnis zur Betten-
zahl zu wenig Schigebiete im
Raum Mayrhofen, w•hrend in Tux
das Gegenteil der Fall ist) und die
- derzeit noch unterbrochene -
Kitzb‚hler "Schisafari" . Auch neue
Zubringerbahnen kƒnnen u .U . we-
sentlich zur Verkehrsentlastung
beitragen .
Diese Abgrenzung bedeutet kei-
nesfalls eine Art Widmung dieser
Gebiete als Schigebiete . Die Stel-
lung der Grundeigent‚mer wird
durch diese Abgrenzung nicht im
mindesten ver•ndert .

Ausbau innerhalb der
Auäengrenzen

Innerhalb der Auäengrenzen sol-
len die Unternehmen einen er-
hƒhten Spielraum f‚r unterneh-
merische Entscheidungen haben .
Aus Raumordnungssicht bestehen
in

	

diesen

	

Gebieten

	

keine
grunds•tzlichen Bedenken gegen
Erschlieäungen, Alle erforderli-
chen gesetzlichen Verfahren sind
aber durchzuf‚hren .
Kapazit•tsfestlegungen f‚r die
Schigebiete erfolgen nicht . Der
ideale Ansatz, die Festlegung von
Obergrenzen f‚r die Besucherzahl
ist wegen der Betriebs- und Befƒr-
derungspflicht nach dem Eisen-
bahngesetz derzeit nicht mƒglich .

Die Festlegung von Obergrenzen
f‚r die Transportkapazit•t oder
die Fƒrderleistung ist in qualitativer
Hinsicht, insbesondere bei Zubrin-
gerbahnen ohne Talabfahrt, nicht
unproblematisch . Noch entschei-
dender ist, daä das Land nur be-
schr•nkte Einfluämƒglichkeiten
hat, da beim Eisenbahngesetz ei-
ne Bundeszust•ndigkeit besteht .
G•nzlich ausgeklammert wird die
Kapazit•tsfrage aber nicht . We-
sentliche Kapazit•tserhƒhungen
von Zubringerbahnen und an der
Straäe gelegenen Sportbahnen
werden als zul•ssig erachtet,

„

	

wenn ausreichend Schif-
l•chen vorhanden sind,

die zus•tzliche Kapazit•t
f‚r Dauerurlauber und ein- -
heimische Schifahrer (aber
nicht f‚r ausl•ndische Ta-
gesg•ste!) erforderlich ist,

ein Bedarf besonders im
Hinblick auf die Talbefƒrde-
rung der G•ste am Abend
besteht, wo es bei fehlender
Talabfahrt oft zu unzumutbar
langen Wartezeiten kommt
und

die erhƒhten Verkehrspro-
bleme im Ort gemeinsam
mit anderen Interessenten
(Gemeinde, Tourismusver-
band) durch den Einsatz
von Massenverkehrsmitteln,
das betrifft insbesondere
Schibusse, gelƒst werden.

Es gibt Schigebiete, bei denen im
Vergleich zum Fassungsvermƒgen
des Schigebietes eine groäe …ber-
kapazit•t bei den Zubringeranla-
gen besteht. Hier kƒnnte ein Aus-
bau der Sportbahnen im Schige-
biet eine wesentliche Erhƒhung
des Verkehrs bewirken . Nach Pkt .
4 b) sind die Verkehrsauswirkun-
gen auch in solchen F•llen zu
ber‚cksichtigen .

2.2.7 Keine Fl•chenbeschneiung
auf Erweiterungsfl•chen

Dieser Grundsatz gilt f‚r alle Erwei-
terungen, f‚r die Tourismusinten-
sivgebiete, die Zentralr•ume und



die wirtschaftsschwachen abge-
legenen Gebiete .

2.2 .8 Mittel der direkten
Demokratie

Das Mittel der direkten Demokra-
tie ist die Volksbefragung nach
Art. 60 der Tiroler Landesordnung .

2 .3 Durchf•hrung der karto-
graDhischen Festlegung der
Grenzen der Schigebiete in
den Tourismusintensivgebie-
ten

Mit diesen Grundsätzen als Leitli-
nie wurden von der Landespla-
nung in den Monaten Mai und Ju-
ni 1991 mit 77 Seilbahnunterneh-
men mit 83 Schigebieten Bespre-
chungen •ber die Grenzen der
Schigebiete durchgef•hrt . Zusätz-
lich erfolgten eine Reihe schriftli-
cher Abklärungen . Wenn keine Ei-
nigung erzielt wurde, wurden so-
wohl die Vorstellungen der Seil-
bahnunternehmen als auch die
der Landesplanung in Karten im
Ma‚stab 1 : 50 .000 eingetragen .
In Besprechungen der Landespla-
nung mit den Abteilungen Um-
weltschutz, lf/Sport und llc/Touris-
mus des Amtes der Landesregie-
rung sowie mit 11 zuständigen Be-
zirksforstinspektionen und f•nf Ge-
bietsbauleitungen der Wildbach-
und Lawinenverbauung wurden
die fachspezifischen Gesichts-
punkte erfa‚t . Anschlie‚end wur-
de von einer amtsinternen Grup-
pe mit den Landesräten Eberle
und Weingartner ein erster Vor-
schlag erstellt . Dieser wurde an 94
betroffene Gemeinden und an
die Fachgruppe der Seilbahnen in
der Kammer der gewerblichen
Wirtschaft zur schriftlichen Stel-
lungnahme ausgesandt . Nach
Einlangung der Stellungnahmen -
64 Gemeinden gaben schriftliche
Stellungnahmen ab - wurde zu-
sammen mit Vertretern der Fach-
gruppe der Seilbahnen ein zweiter
Abgrenzungsvorschlag verhan-
delt. Die von den Seilbahnunter-
nehmen zur•ckgezogenen bwz .
vom Land nicht akzeptierten Er-
weiterungsw•nsche sind in den
Karten gesondert dargestellt .
ƒber diese Gebiete werden f•r

die Zeit nach 1996 auf der selben
Rechtsgrundlage Verhandlungen
zu f•hren sein .
Erfa‚t werden alle Schigebiete
der Tourismusintensivgebiete . Die
Festlegung von Grenzen f•r die
gro‚e, wenn auch abnehmende
Zahl von isoliert liegenden Klein-
anlagen, die sich praktisch aus-

Beispiel einer Schige-
bietsabgrenzung

schlie‚lich im Dauersiedlungsge-
biet befinden, wird als nicht not-
wendig erachtet . Es geht hier
nicht um die Sicherung oder Wid-
mung von Flächen f•r Schigebie-
te, sondern um ein Setzen von
Grenzen f•r das räumlich Wachs-
tum .

	

„



Siedlungswasserwirtschaft
und Raumordnung

Wolfgang KUTZSCHBACH, Dipl . Ing .,
Abteilung Illg - Referat Siedlungswasserwirtschaftliche Planung

Kutzschbach ist Leiter des Referats Siedlungswasserwirt-
schaftliche Planung in der Abteilung Illg, wo auch die Auf-
gaben der Landeseinrichtung Wasservorsorge Tirol, die Pro-
jektsleitung f•r das WVT und die Mitwirkung am Wasserwirt-

schaftlichen Planungsorgan wahrgenommen werden .

Einleitung

Als erstes mächte ich mich
daf•r bedanken, in dieser
RO-Info die Gedanken der

Siedlungswasserwirtschaftlichen
Planung dem Leser n‚herbringen
und Zusammenh‚nge zwischen
Raumordnung und Wasserwirt-
schaft erl‚utern zu d•rfen . Zuerst
eine kurze Darstellung der Organi-
sationseinheit Illg, was, wie ich
glaube deshalb notwendig ist,
weil vielfach die Illg noch als Ab-
teilung angesehen wird, die sich
fast ausschlieƒlich mit der Errich-
tung, Finanzierung und Kontrolle
von Wasserversorgungs-, Abwas-
serentsorgungs-, Entw‚sserungs-
und Bew‚sserungsanlagen be-
faƒt. Hier hat sich gerade in den
letzten Jahren eine entscheiden-
de Wandlung vollzogen, langfristi-
ges Vorsorgedenken, Konzepte
und die Schaffung von Grundla-
gen f•r eine effektive wasserwirt-
schaftliche Planung nehmen ei-
nen hohen Stellenwert ein .
Die Abteilung Illg-Zentrale mit
dem Sitz in der Herrengasse als
nicht der Baudirektion zugehärige
Abteilung weist 23 Mitarbeiter auf
und ist in 5 Referate gegliedert :
Abwasserentsorgung, Wasserver-
sorgung, Siedlungswasserwirt-
schaftliche Planung, landwirt-
schaftlicher Wasserbau und Lan-
desgeologie. F•r die Bezirke Imst,
Innsbruck-Land, Kufstein und Kitz-
b•hel, Landeck, Lienz, Reutte und

Schwaz sind 7 Kulturbauamts-
auƒenstellen mit je 6 bis 10 Mitar-
beitern vor allem im operativen
Bereich t‚tig . Diese aufwendige,
aber b•rger- und gemeindenahe
Organisationsform erweist sich ins-
besonders dann als Vorteil, wenn
Ideen, Vorgehensweisen und
Konzepte umgesetzt werden m•s-
sen. Gerade durch dieses Nahe-
verh‚ltnis zum einzelnen B•rger-
meister, zu den Gemeinder‚ten,
den Bezirksorganisationen und
den Bewohnern kännen Projekte
verwirklicht werden, wo andere
scheitern. So war es mäglich, eine
sehr detaillierte Erhebung von Alt-
lastenstandorten durchzuf•hren,
so werden die Grundlagenprojek-
te f•r das Wasserversorgungskon-
zept Tirol zusammen mit den Ge-
meinden erstellt und stellen die
Gemeinden auch bereitwillig, von
der guten Sache •berzeugt, per-
sonelle und materielle Ressourcen
zur Verf•gung . Aufgabe der zen-
tralen Illg ist es, f•r eine landesweit
einheitliche Betrachtung zu sor-
gen und divergierenden Entwick-
lungen gegenzusteuern . Da die
Bezeichnung Kulturbauamt bei
den Gemeinden und in der Beväl-
kerung gut eingef•hrt ist, Tradition
aufweist und einen guten Namen
hat, wird in Zukunft diese Bezeich-
nung beibehalten werden, auch
wenn die urspr•nglich mit diesem
Begriff verbundene Aufgabe, die
Produktionsbedingungen in den
landwirtschaftlichen Kulturen zu
verbessern, ihre Bedeutung verlo-
ren hat .

Gemeinsames
zwischen
Raumordnung und
Wasserwirtschaft

Rauter spricht in RO-INFO 3/92 von
der entscheidenden Abh‚ngig-
keit der Wirksamkeit der Aufga-
ben der Raumordnung davon,
wie weit neben dem Raumord-
nungsgesetz auch andere raum-
bedeutsame Rechtsbereiche auf
raumordnerische

	

Zielsetzungen
ausgerichtet sind . Und in dem Bei-
trag "Wo dr•ckt uns in der Tiroler
Raumordnung der Schuh?" f•hrt
er auch die Schwierigkeiten der
Umsetzung von Aspekten der ge-
ordneten Gesamtentwicklung auf
der Gemeindeebene an .
„hnlich wie die Fl‚chenwidmung
hat die Siedlungswasserwirtschaft
mit dem Problem zu k‚mpfen,
daƒ der Landesabteilung kein di-
rekter Zugriff auf die Vollziehung
gegeben ist. Wenn Maƒnahmen
zur wirtschaftlichen und äkolo-
gisch sinnvollen Steuerung der
Wasserversorgung und Abwasse-
rentsorgung gesetzt werden, so
kann diese Umsetzung nur •ber
Aufkl‚rung, Information und Ober-
zeugung der hief•r verantwortli-
chen Entscheidungstr‚ger, in die-
sem Fall fast ausschlieƒlich der
Gemeinden, erfolgen . Das Land
Tirol selbst besitzt weder eine Was-
serversorgungs noch eine Abwas-
serentsorgungsanlage, was aber



auch nicht angestrebt wird .
Wenn seitens der Raumordnung
oftmals mangelndes Raumord-
nungsdenken im Gemeinderat
beklagt wird, so besteht das glei-
che Problem hinsichtlich der Si-
cherung der Wasserversorgung :
Kaum eine Gemeinde besitzt ein
zweites Standbein oder zeigt an
der Unterschutzstellung von Was-
sereinzugsgebieten gro‚es Inter-
esse. Trotz der Umsetzungsschwie-
rigkeiten soll an den vorhandenen
Strukturen und Aufgaben nichts
ge•ndert werden, hier ist es die
Aufgabe des Landes, durch noch
bessere Argumente und Konzepte
fär Gesamttirol brauchbare Lƒsun-
gen zu finden .
Auch die Siedlungswasserwirt-
schaft kennt die Problematik der
Grenzen des Wachstums . Zu er-
haltende

	

Naturraumpotentiale
dienen nicht nur der Erholung der
Bevƒlkerung, der Erhaltung von
ƒkologischen Reservaten fär die
Tier- und Pflanzenwelt, sondern
auch dem Wasserschutz. Die Aus-
weisung von Naturschutzgebie-
ten, Nationalparks, Ruhezonen,
Gränzonen etc . liegt auch im In-
teresse der Wasservorsorge .
(Siehe Karte Seite 17)

Begriff der Wasser-
vorsorge
Das System "Wasser" zeigt nicht
nur die Vernetzungen innerhalb
der eigentlichen Wasserversor-
gung auf, sondern auch die
Hauptproblematik : die Sicherung
der Wasserqualit•t fär die Zukunft .
Bei einem fär Trink- und Nutzwas-
ser lediglich genutzten Potential
von 0,5 % des in Tirol verfägbaren
Wasserdargebotes von rd . 13 Milli-
arden m3, stellt sich nicht die Fra-
ge, ob wir in Zukunft genägend
Wasser haben, sondern ob wir in
Zukunft weiterhin darauf stolz sein
kƒnnen, nicht aufbereitetes Trink-
wasser in bester Qualit•t zur Ver-
fägung stellen kƒnnen . An den
Einflu‚faktoren, die fast durch-
wegs nur auf den Systemkreis
"Dargebot" Auswirkungen haben,
zeigt sich auch die enge Verknäp-
fung mit Ma‚nahmen der
Raumordnung, der Verkehrspla-

nung usw. Und um in diesem
wichtigsten Bereich der Wasser-
versorgung Bescheid zu wissen,
war es notwendig, in umfangrei-
chen Grundlagenprojekten die
Ressourcen exakt zu erheben, zu
dokumentieren und mit den mo-
dernen Mitteln der Datenverar-
beitung fortschreibungsf•hig fest-
zuhalten . Es war daher mehr als
gerechtfertigt, dem Begriff der
Wasserversorgung, wo es lediglich
um die Verteilung von Wasser
geht, den Begriff der Wasservor-
sorge gegenäberzustellen, um
den Hauptaspekt der Problematik
in den Kƒpfen der Entscheidungs-
tr•ger und der Bevƒlkerung zu
verankern .

Foto: Kutzschbach

TIRIS und WVT
Die Arbeiten am WVT (=Wasser-
versorgungskonzept Tirol) stellen
eine konsequente und systemati-
sche Abarbeitung des Problem-
kreises dar . Die EDV-gerechte
Strukturierung und Aufbereitung

der bearbeiteten Daten ist ober-
stes Gebot und auch unabding-
bare Voraussetzung zur „bermitt-
lung und Fortschreibung der
wasserwirtschaftlichen Inhalte im
neuen Raumplanungsinstrument
TIRIS. Da‚ derzeit der TIRIS - Input
seitens der Siedlungswasserwirt-
schaf noch anderen Abteilungen
etwas nachhinkt, därfte sich sp•-
testens mit der Fertigstellung der
Grundlagenprojekte Quellkata-
ster, Grundwasserkataster und hy-
drogeologische Kartierung we-
sentlich •ndern, mit dem Vorteil,
da‚ dann neues und exaktes Da-
tenmaterial zur Verfägung steht .

Die Amtss•gequelle im
Karwendel ist ein Beispiel
fär viele ungenutzte Quell-
vorkommen in Tirol

Neben den zeit- und personalauf-
wendigen Grundlagenprojekten
gehen aber schon derzeit die Be-
strebungen, die fär Tirol vorrangi-
gen Wasserhoffnungsgebiete zu
erforschen und fär die Wasserver-
sorgung sicherzustellen . Es mu‚
uns gelingen, bei Verkehrswege-



planungen bei den Entschei-
dungstr‚gern und der Bevƒlke-
rung nicht nur das Bewu•tsein fär
den Schutz vor L‚rm, Gefahren
und Landschaftszerstƒrung, son-
dern auch fär die Erhaltung unse-
rer Wasserreserven zu wecken .

Tiroler Kooper-
ationsmodell
Illg - TIWAG
Da• die Abteilung Illg bei der
komplexen Abwicklung der Pro-
jekte die Zusammenarbeit mit der
landeseigenen Stromversorgungs-
gesellschaft TIWAG gesucht und
eine mittlerweile ƒsterreichweit
anerkannte Partnerschaft gefun-
den hat, ist ausschlie•lich auf
fachliche und organisatorische
Grände zuräckzufähren . Hier galt
es, das in der TIWAG vorhandene
Know-how im Projektsmanage-
ment, der Systemanalyse, der
Wasserwirtschaft sowie die um-
fangreichen Datenbest‚nde und
die EDV-Kapazit‚ten zu nutzen .
Unter dem Motto der Miteinbezie-
hung aller beitragsf‚higen Kr‚fte
in Tirol werden in den Koopera-
tionsprojekten unter zwei haupt-
verantwortlichen Projektsleitern
auf Landes- und auf TIWAG-Seite
in enger Zusammenarbeit auch
mit den Kulturbau‚mtern, dem
Landesvermessungsdienst und
den Gemeinden Unterlagen erar-
beitet, die auch letztlich von der
Basis mitgetragen werden . An
dieser Stelle sei auch der Projekts-
leitung in der TIWAG fär die Unter-
stätzung durch Bildmaterial ge-
dankt .
(Siehe Karte Seite 15)

Fl‚chenwidmung
und Abwasser-
entsorgung
Auch wenn bei den gänstigen to-
pographischen Voraussetzungen
in Tirol (Gliederung in Talland-
schaffen) die Aufgaben der Ab-
wasserentsorgung leichter lƒsbar
sind als in anderen Bundesl‚n-
dern, zeigen sich am Beispiel der

Oberfl‚chenwasserentsorgung
von Gro•parkpl‚tzen bei Einkaufs-
zentren die Fehler von Fl‚chen-
widmungen ohne Infrastruktur. Im
Osten von Innsbruck wurden viel-
fach die alten Vorflutgr‚ben be-
seitigt, Baubewilligungen fär die
Errichtung von Einkaufszentren
und Gro•m‚rkten mit den dazu-
gehƒrigen Gro•parkpl‚tzen er-
teilt, ohne gleichzeitig fär die not-
wendige Regenwasserentsorgung
zu sorgen . Die in der Not vorge-
nommen Versickerungen wider-
sprechen den Zielsetzungen der
Wasserwirtschaft, im speziellen
des Grundwasserschutzes und
den Intentionen des Wasser-
rechtsgesetzes . Die Verordnung
der Landesregierung vom
24.3.1992 äber die Errichtung von
Einkaufszentren ist daher nicht nur
als Ma•nahme gegen unvernänf-
tige und widersinnige Bodenver-
schwendung anzusehen, sondern
kann auch als wertvolles Instru-
ment fär die Wasserwirtschaft gel-
ten . Es ist einfach grotesk, hektar-
gro•e asphaltierte Fl‚chen zu
schaffen, die darauf anfallenden
Regenw‚sser durch das Befahren

von Fahrzeugen zu kontaminieren
und danach kostspielige Reini-
gungen vorzunehmen oder gar
Grundwassersanierung zu betrei-
ben . Mit Einhausungen, unterirdi-
scher Anlage oder Parkh‚usern
mit Versickerung der sauberen
Dachfl‚chenw‚sser w‚ren aber
nicht nur bei Parkpl‚tzen fär Ein-
kaufszentren die Probleme der
Wasserentsorgung zu lƒsen, son-
dern auch bei den fl‚chenfres-
senden Parkpl‚tzen in Schigebie-
ten und den zukänftigen Auffang-
parkpl‚tzen bei Bahnstationen .

Gemeinsames
und Trennendes
Aus Sicht der Wasservorsorge mäs-
sen gegen uferloses, nur quantita-
ves Wachstum Ma•nahmen er-
griffen werden, um nicht nur die
Lebensqualit‚t im allgemeinen,
sondern auch die Trinkwasserqua-
lit‚t im speziellen zu erhalten . Die
Zielsetzung mu• daher wie auch
beim Schutz von Wald, Boden

und Luft in der Emissi-
onsvermeidung lie-
gen . Die zunehmende
Philosophie auch der
Gesetzesgebung,
nicht nur durch auf-
wendige Messungen
im Nachhinein Ge-
f‚hrlichkeit und Unge-
f‚hrlichkeit von in Ver-
kehr gebrachten Pro-
dukten nachzuwei-
sen, sondern generell
bestimmte Produkte
aus dem Verkehr zu
ziehen, lassen hier auf
eine Verbesserung
der Situation hoffen,
Dennoch wird es not-
wendig sein, gemein-

Foto : Kutzschbach

Die Zwerchlochquelle im
Vomper Loch wird im
Rahmen des Projektes
des Gro•quellenhydrolo-
gie Vomp auf ihre Eig-
nung fär die Wasserver-
sorgung untersucht.



N n

rn 0 .a m

P
r
o
j
e
k
t
e

V
O
R
H
A
N
D
E
N
E

WV
-U
nt
er
la
ge
n

Un
te

uc
hu

ng
en

a
.

30
0

Mc
gh

ri
ch

te
a

.
60

Er
Wb
un
ga

.P
ro

je
kt

,B
uc

he
id

e

	

a
.

30

A
U
S
W
E
R
T
U
N
G
E
N

Sa
mm
ar
ir
cb
e 
Ar
aw
er
tu
ng
 v
on
 D
er
ai
1a
wd
ie
n 
f•
r 
da

Wm
av

er
wr

gu
np

ko
nm

pt

"G
ru

nd
wa

ss
er

ka
rt

ie
ru

ng
"

ED
V-
Lo
gi
st
ik

-D
at
en
ar
ch
it
ek
tu
r"

(G
ru

ad
wa

ue
r,

Qr
1 

n)

ED
V-

Im
pl

em
en

ti
er

un
gs

pr
oj

ek
t

"Q
ue

ll
da

te
nn

et
z"

" G
ru
 n
dw
as
se
rd
at
en
ne
tz
"

WV
T-

 S
ys

te
ma

na
ly

se
 S

tr
at

eg
ie

ko
nz

ep
t 

19
90

$o
on

er
at

io
nv

pr
ol

ek
t:
"
T
i
W
A
G
 
-
nt

ä_
P
a

1:
 U

nt
rl

ag
en

rm
ml

un
g 

un
d 

Sm
bt

un
g 

(1
40

 U
nt

er
la

ge
n)

Po
s 
2:
 D

an
dl

un
g
d
u
TI

W 
AG

-D
at

en
be

su
nd

es
 •

be
r 

Q 
c 

le
o 

u.
Gr
un
dw
at
sa

Pa
 3

:A
us

we
rt

un
g
vo
rb
ao
de
ne
r 
Ua
tr
la
ge
n 
f•
r 
da
r 
Wa
as
av
er
so
rg
un
gs
ko
nr
ep
t

Po
s 
4:
 B
er
ic
ht
 d
ir

	

we
rv

aw
rg

un
gt

km
zc

pt
 a

n 
di

e 
Ia

nd
am

gi
en

mg

G
R
U
N
D
L
A
G
E
N
E
R
H
E
B
U
N
G
E
N

Gr
un
dl
ag
en
 •
be
r 
di
e 
W 
ua
cr
rr
aw
ur
an

"Q
ue
ll
ka
ta
st
er
 T
ir
ol
"

"G
ru
nd
wa
ss
er
ka
ta
st
er
"

"G
ro
‚q
ue
ll
en
hy
dr
og
eo
lo
g

ie"

W
V
T

- 
St
ru
kt
ur
pl
an

Ver
sor

gun
gsl

ogi
sti

k
-V

er
te

il
va

ri
an

te
np

la
nu

ng
"

(2
. 
un
d 
3.

 S
an

db
on

)

No
tv

er
so

rg
un

gs
pr

oj
ek

t

"F
ln

an
zi

er
ug

ns
pr

oj
ek

te
"

"D
ur
ch
f•
hr
un
gs
pr
oj
ek
te
"

.	
-r

rr
:t

i-
ir

r
l

D
A
U
E
R
B
E
O
B
A
C
H
T
U
N
G
E
N

A
.i

cƒ
mu

ng
 d

er
 p

or
nb

e•
eo

Tr
in

kw
au

en
aw

ur
ao

"Q
ua

li
ta

ti
ve

r 
Gr

un
dw

as
se

rk
at

as
te

r"

B
e
r
i
c
h
t
e

	
Eo

db
cn

cb
tM
m
1
9
9
0
m
n
S
n
t

'e
ko

nr
t

3Z
wi
ac
be
nb
er
ic
ht

mi
t
Ba

nt
wa

rw
ng

t
i
m
Lm

dt
ap

an
fn

se

2Z
wi

ic
 t

nb
ai

ch
t 

•b
a 

di
e 

TI
WA

G 
Qw

ll
me

aa
aw

au
ng

a

1 
Zw
•d
cn
ba
ic
ht
•b
er
di
e 
vo
rb
ao
dc
mn
 U
no
ul
ag
a 
(1
40
)

WV
T-
 B
ER
IC
HT
E 
19
90

"W
VT

-L
an

de
sk

on
ze

pt
 1

99
6"

"W
VT
-L
an
de
sk
on
ze
pt
 1
99
4"

"
W
V
T
 
-
L
a
n
d
e
s
k
o
n
z
e
p
t
 
1
9
9
2
"

Er
st

el
lu

ng
un

d 
Wƒ

tr
f•

hr
un

gd
u 

Wa
sw

vc
rw

rg
un

pk
on

rc
pt

bc
ri

ch
ta

Ak
ma

lu
ie

ru
ng

vo
rh

an
dc

ar
rD

ue
nb

an
ke

n

Ak
tu
al
is
ie
rw
gd
er
ka
rt
og
nf
zc
he
n 
un
d 
gr
af
is
ch
en
 D
aa
tl
lu
ng
en

Ko
or
di
na
ti
on
,K
oo
p 
nn
on
,P
ri
re
na
bo
rc
n
.P
ro
je
kt
na
sc
hm
bu
ng
en

.
Pm
je
ko
ve
rp
be
n,
 P
R-
Ar
bc
it
a



sam die Stimme gegen eine wei-
tere Erschlie•ung von Schigebie-
ten, Beherbergungskapazitäten
und Verkehrsbelastungen zu erhe-
ben .
Gerade bei Verkehrsplanungen
wird vielfach die Belastung nur im
Lärm gesehen und nicht in den
ungleich gefährlicheren Schad-
stoffemissionen, die infolge der
Verunreinigung gro•er Systeme
wie Luft, Wasser und Boden zwar
lange keine Auswirkungen auf die
Menschen zeigen, dann aber irre-
parable Schäden hinterlassen .
Durch die Errichtung von Lärm-
schutzwänden, Umfahrungstun-
nels, Unterf‚hrungen u,dgl . wird
lediglich ein f‚r den Menschen
unerfreulicher Aspekt der Ver-
kehrsbelastung erfa•t, nicht je-
doch z.B . das Gefährdungspoten-
tial durch Unfälle .
Vielfach wird die Wasserwirtschaft
aber auch f‚r raumordnerische
Ma•nahmen mi•braucht . Wenn in
einer Gemeinde trotz reichhalti-
gem, bestens gesch‚tztem und
bislang ungenutztem Quellwasser-
vorkommen eine Grundwasserer-
schlie•ung mit Ausweisung eines
entsprechenden Schutzgebietes
nur deshalb vorgenommen wird,
um damit dem Besiedlungsdruck
f‚r einige Zeit standzuhalten, so
kann diese raumordnerisch viel-
leicht richtige Notwendigkeit nicht
von der Wasservorsorge mitgetra-
gen oder mitverantwortet wer-
den, Die Vermischung von fachli-
chen Langzeitstrategien mit takti-
schem Verhalten im Tagesge-
schehen zerstƒrt die Glaubw‚r-
digkeit von Fachleuten und der
mit ihnen verbundenen Konzepte .
Auch die Errichtung von Golfplät-
zen oder von Beschneiungsanla-
gen wird vielfach auf dem
R‚cken der Wasserwirtschaft aus-
getragen . Wenn einwandfreies
Wasser in ausreichender Menge
zur Verf‚gung steht und die Trink-
wasserversorgung dadurch nicht
gefährdet ist, gibt es seitens der
Wasserwirtschaft kaum Argumen-
te gegen die Errichtung von sol-
chen Anlagen .
Hier m‚•te das Instrument der
Flächenwidmung oder der
‚berƒrtlichen Raumordnung bzw .
ein Energiekonzept so stark sein,
um auch ohne Hilfe durch die
Wasserwirtschaft die notwendi-
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gen Entscheidungen treffen zu
kƒnnen. Die Prosperität und die
relativ g‚nstigen Tiroler Verhältnis-
se in der Versorgung und Entsor-
gung bringen es vielleicht leider
mit sich, da• aus Gr‚nden des
Nichtvorhandenseins von Wasser-
versorgungs und Abwasserentsor-
gungseinrichtungen kaum ein Ge-
biet aus finanziellen Gr‚nden
nicht erschlossen werden kann .
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Aspekte der
Zusammenarbeit

Schon die derzeitige Zusammen-
setzung des Wasserwirtschaftli-
chen Planungsorganes zeigt in Ti-
rol die enge Verbindung zwischen
Wasserwirtschaft und Raumord-
nung auf, ist dieses Organ doch
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neben den Vertretern aus den
Abteilungen VIc (Wasserbau) und
Illg (Siedlungswasserbau), auch
mit einem Vertreter aus der Abtei-
lung Ic besetzt . Hier ergibt sich
schon in einem fr•hen Stadium
der Planung eine beidseitige Infor-
mation und eine Unterst•tzung
von gemeinsamen Interessen . Die
derzeit laufenden Konzepte in der
Abteilung Illg (Wasserversorgungs-

WASSERVERSORGUNG TIROL
ATLR .Abt .ilig - KOOPERATIONSPROJEKT - /)T TIWAG

3, Quellkataster Tirol"
ARBEITSSTAND 1 .JULI 1992

TIWAG
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konzept, Konzept f•r die Vor- und
Entsorgung von Alpinobjekten),
aber auch das vorgesehene Ab-
wasserkonzept zeigen starke Be-
z•ge zu auch raumordnerisch re-
levanten Maänahmen und m•ä-
ten sich zu geeigneten Instrumen-
ten der vorausschauenden Pla-
nung entwickeln . Mit Interesse
wird seitens der Wasservorsorge
auch das Bem•hen um eine
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Gr•nzonenplanung verfolgt, k‚n-
nten doch hiebei auch Wasser-
hoffnungsgebiete realistischer als
bisher gesch•tzt werden . Viel-
leicht dienen auch diese Zeilen
nicht nur zu intensiverem Informa-
tionsaustausch, sondern auch zu
einem besseren Verstƒndnis der
"Wasserphilosophie", die hinter
dem n•chternen Erfassen von Da-
ten und Statistiken liegen .



F
‚r die Aufgaben der ärtlichen
Raumplanung ergibt sich da-
mit erstmals die Mäglichkeit,

Fl•chenwidmungs- und Bebau-
ungspl•ne, sowie r•umliche Ent-
wicklungskonzepte auf ein und
derselben Kartengrundlage zu er-
stellen und auch zu verwalten .
Damit entf•llt das mehrfache
ƒbertragen gleicher Daten f‚r
verschiedene Planungen und es
eräffnet sich die Mäglichkeit ein-
zelne Teilbereiche jederzeit dem
aktuellen Stand anzupassen, oh-
ne da„ immer gleich der Gesamt-
plan neu erstellt werden mu„ .
Von der Fachabteilung f‚r Ortli-
che Raumordnung wurde dieser
Entwicklung Rechnung getragen .
Bereits in einem sehr fr‚hem Stadi-
um, wurden Versuche unternom-
men, welche eine einheitliche "di-
gitale Planerstellung" f‚r s•mtli-
che Tiroler Gemeinden zum Ziel
hat .
So liegt derzeit eine "Planzeichen-
verordnung" als Diskussionsbasis
vor, welche die Mäglichkeiten der
computerunterst‚tzten Zeich-
nungserstellung und anderseits
ein weiteres Nebeneinander mit
herkämmlichen Planungen sicher-
stellt. F‚r einige Gemeinden wur-
den bereits von den jeweiligen
Planverfassern dieses Modell ver-
suchsweise erprobt, soda„ nun-
mehr entsprechende Testergeb-
nisse vorliegen .
Neben diesem "digitalen Zei-
chenschl‚ssel" ist vor allem ein
einheitlicher Zeichnungsaufbau
erforderlich, welcher die Zeich-
nungsverwaltung und den Daten-
austausch f‚r verschiedenste Nut-
zer und Anwendungen sicherstellt .
Dazu wird unter anderem in Zu-
sammenarbeit mit der Ingenieur-
kammer f‚r Tirol und Vorarlberg
an einem Inhaltskatalog gearbei-
tet, welcher als Modell einer de-
zentralen Datenhaltung mit ge-
genseitiger Nutzungsmäglichkeit
zum Ziel hat .
Die Karte zeigt den Katasterblatt-
schnitt f‚r das Gemeindegebiet
von M‚nster . Die weitere Bearbei-
tung des Fl•chenwidmungsplanes
erfolgte mit dem abgebildeten
Zeichenschl‚ssel . Die Grafik (S .19)
zeigt zuk‚nftige Mäglichkeiten ei-
nes Datenaustausches auf Grund-
lage der digitalen Katastermap-
pe .

Der "digitale
Fl•chenwidmungs-und

Bebauungsplan"
Hubert Häpperger, Dipl .-Ing ., Abt . Vld 3 - ärtliche Raumordnung

Seit Fr‚hjahr 1992 wird seitens des Bundesvermessungsam-
tes mit der Auslieferung der "Digitalen Katastermappe" be-
gonnen . In einem mehrj•hrigen Stufenplan soll •hnlich der
Umstellung des Grundbuches auf EDV f‚r das gesamte Lan-
desgebiet ein fl•chendeckendes Kartenwerk zur Verf‚-

gung stehen .
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Hubert H•pperger, Dipl .-Ing .
Abt. VId3 - ärtliche Raumordnung

D igitale Plangrundlagen - geografische und
kommunale Informationssysteme, vernetzte Da-
tenbanken, Schlagworte mit denen der Laie zu-

meist sehr wenig anzufangen wei‚ . Diese hochspe-
zialisierte Kommunikationsebene war bislang nur ei-
ner kleinen Gruppe von Fachleuten zugƒnglich und
nutzbar . Nunmehr zeichnet sich jedoch eine Entwick-
lung in zwei Richtungen ab :
Zum einen die rasche und aktuelle Informationsm•g-
lichkeit, wie sie z .B, die Umstellung des Grundbuches
auf EDV gebracht hat, und zum anderen die Ver-
kn„pfung von geometrischen Informationen mit be-
nachbarten Techniken, wie Video und digitaler Bild-
bearbeitung, Der Weg in die Zukunft f„hrt vom 2-di-
mensionalen Plan- und Kartenwerk hin zu 3-dimensio-
nalen Abbildungen unserer Umwelt mit computerun-
terst„tzter Darstellung zuk„nftiger Entwicklungen .
So wird der 3-dimensionale Bebauungsplan in Zukunft
Entscheidungshilfe bei B„rgern und Beh•rde sein . Bei
einem auf dem Bildschirm ablaufenden Rundgang
durch das ganze Dorf, k•nnen Planungsschritte erlƒu-
tert und verstƒndlich gemacht werden .
Geplante Bauvorhaben oder Ma‚nahmen der Dorf-
erneuerung k•nnen bereits am Bildschirm so in das
Ortsbild eingef„gt werden, da‚ bereits in der Pla-
nungsphase das fertige Projekt von allen m•glichen
Blickwinkeln aus beurteilt werden kann . Baufluchtlini-
en, Bauweisen, oder Baumassen sind damit keine ab-
strakten Me‚werte, sondern erlebte Wirklichkeit .
Anhand der nebenstehenden Abbildungen sollen
M•glichkeiten aufgezeigt werden, wie diese Entwick-
lung von 2-D nach 3-D bis hin zu fotorealistischen
Darstellungen mit heute allgemein verf„gbaren Tech-
niken bereits Wirklichkeit ist .

	

…
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ie knapp 250.000 Wohnun-
gen Tirols im Jahr 1991 wei-
sen bei einer Durchschnitts-

gr•äe von 88 m2 eine Gesamt-
wohnnutzfl‚che von immerhin 22
Millionen m2 auf. Damit nahm die
Zahl der Wohnungen in den letz-
ten zwanzig Jahren (seit 1971) um
knapp 90.000 Einheiten zu, wobei
in den achtziger Jahren die Zu-
nahme mit 46.000 Wohnungen
noch gr•äer war als im Jahrzehnt
davor (43.600). Die Bev•lkerung Ti-
rols (hier die Bewohner mit Haupt-
und Nebenwohnsitz zusammen-
gefaät) stieg seit 1971 um rund
165.000 auf knapp 710.000. In Pro-
zenten ausgedrƒckt nahm damit
die Zahl der Wohnungen um 56 %,
jene der Bev•lkerung nur um 30 %
zu . Noch deutlicher kommt die
Diskrepanz der Entwicklung der
Bev•lkerung im Vergleich zu jener
im Wohnungswesen zum Aus-
druck, wenn man die Gesamt-
wohnnutzfl‚che betrachtet : Die
Nutzfl‚che aller Tiroler Wohnun-
gen stieg n‚mlich in diesen zwan-
zig Jahren um nicht weniger als
8,5 Mio m2 oder um 63,5 % .

31 m2 Wohnnutz-

fl‚che fƒr jede(n)

Tiroler(in)

Bezogen auf die Einwohner zeigt
sich, daä im Jahre 1971 pro Tiro-
ler/in rund 25 m2 Wohnnutzfl‚che
zur Verfƒgung standen, 1991 wa-
ren es um 6 m2 mehr, n‚mlich
31 m2. Damit ergibt sich rein rech-
nerisch eine deutliche Verbesse-
rung der individuellen Versorgung

1971 543 .760
1981 623 .519
1991

	

709.257

Zunahme 1971 - 1991
absolut

	

+ 165 .497
in %

	

+ 30,4

Geht uns der Grund

fƒrs Wohnen aus? -

Ergebnisse der H‚user-

und Wohnungsz‚hlung

1991

Josef H•rnler, Dr ., Sachgebiet Statistik

Zwei Drittel bis drei Viertel aller Baulandansprƒche entste-
hen durch das Wohnen . Die regional und sachlich umfas-
sendsten statistischen Erhebungen zu diesem Thema sind
die H‚user- und Wohnungsz‚hlungen, deren jƒngste •ster-
reichweit am 12. 5 . 1991 durchgefƒhrt wurde . Die folgen-

den Ausfƒhrungen sollen einen Uberblick ƒber den Geb‚u-
de- und Wohnungsbestand in Tirol geben und in Ans‚tzen
auch der Frage nachgehen, inwieweit sich die Erreichung
von Zielen der Raumordnung wie "verdichtetes Bauen", "Ti-
roler Grund und Boden der einheimischen Bev•lkerung"
oder "geordnete Entwicklung im Bereich der Ferienwoh-
nungen und Zweitwohnsitze" statistisch belegen l‚ät .

mit Wohnraum . Diese steht aller-
dings in gravierendem Wider-
spruch zur derzeit h‚ufig konsta-
tierten "neuen Wohnungsnot" .
Hier ist also eine differenziertere
Analyse der regionalen, gr•äen-
und preism‚äigen Verteilung des

Bev•lkerung

	

Durchschnitts- Wohnnutz-

	

Wohnnutz-
Jahr

	

(Haupt- und

	

Geb‚ude

	

Wohnungen

	

groäe

	

fl‚che

	

fl‚che pro
Nebenwohnsitze)

	

in 32

	

in Mio. m2

	

Einwohner in m2

91 .330 160.200
116 .875 203 .762
138 .537

	

249 .774

+ 47 .207

	

+ 89 .574
+ 51,7

	

+ 55,9

84 13,5
83 16,9
88

	

22,0

+ 4

	

+ 8,5
+ 4,8

	

+ 63,5

Quelle : „STAT ; Amt der Tiroler Landesregierung, Sachgebiet Statistik ; Eigenberechnungen

verfƒgbaren Wohnraumes not-
wendig, fƒr die das Material der
H‚user- und Wohnungsz‚hlung
durchaus auch eine Informations-
basis sein kann .
Bedenkt man, daä derzeit schon
rein

	

rechnerisch

	

jedem(r)

24,7
27,1
31,0

+ 6,3
+ 25,6

Zahl der Woh-
nungen steigt
fast doppelt so
stark wie die
Bev•lkerung -
Wohnungsbe-
darf nimmt trotz-
dem zu
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Quelle: OSTAT
Bearbeitung : AdTLreg, 80 Statlatik

Bev…lkerung und Wohnnutzfl•che
im Vergleich 1981 - 1991

(1981 - 100 %)

Tiroler(in) eine Wohnnutzfl•che
von 31 m 2 zur Verfägung steht und
diese in zwanzig Jahren um mehr
als 6 m2 zugenommen hat, die
Durchschnittsgr…†e der im letzten
Jahrzehnt gebauten Wohnungen
mit 100 m 2 deutlich äber jener der
davorliegenden Jahrzehnte liegt
und niemals zuvor in Tirol soviele
Wohnungen gebaut wurden, so
erscheinen Uberlegungen ange-
bracht, ob wir uns in Tirol eine wei-
terhin so starke Zunahme von
Wohnraum pro Einwohner in der
bisherigen Form leisten k…nnen .
Dies nicht zuletzt auch wegen der
mit der Zunahme der Wohnnutz-
fl•che i .a. einhergehenden zu-
s•tzlichen Beanspruchung von
Grund und Boden .

140%

Bezirke Imst und
Kitzbähel mit lan-
desweit gr…†ter re-
lativer Zunahme
des Wohnungsbe-
standes
Der tirolweite Anstieg der Geb•u-
de und Wohnungen ist regional
gesehen deutlich unterschiedlich .
Schwerpunkte der Entwicklung
waren dabei sowohl in den siebzi-
ger als auch in den achtziger Jah-
ren die Bezirke Kitzbähel (+ 42
zwischen 1971 und 1981 und
+ 30 % zwischen 1981 und 1991)

und Innsbruck-Land (+ 36 % bzw .
+ 26 %) . In den achtziger Jahren
weist allerdings der Bezirk Imst die
gr…†te Dynamik auf: Der Woh-
nungsbestand hat sich dort inner-
halb eines Jahrzehnts um mehr als
ein Drittel erh…ht (Landesdurch-
schnitt 23 %). Entsprechend der
geringen Bev…lkerungszunahme
ergibt sich in der Landes-
hauptstadt Innsbruck mit einer Zu-
nahme der Wohnungen um 11 %
zwischen 1981 und 1991 die relativ
geringste aller Bezirke Tirols . Abso-
lut gesehen hat der Wohnungsbe-
stand im Bezirk Innsbruck-Land um
rund 11 .100 Einheiten, in Kufstein
um 6.600, in Kitzbähel um 6 .100, in
Innsbruck-Stadt um 5 .400 und in
Schwaz um rund 5.000 Einheiten
zugenommen .
Da† trotz dieser enormen Zunah-
me der Wohnungen im letzten
Jahrzehnt der nachfrageseitige
Druck am Wohnungsmarkt deut-
lich gestiegen ist, kann auf eine
Reihe von Ursachen zuräckgefährt
werden . Im einzelnen lassen sich
diese Grände zu drei Hauptgrup-
pen zusammenfassen

Haushattsstruktureffekt : Wohnun-
gen mit nur einem Bewohner nah-
men im Jahrzehnt zwischen 1981
und 1991 um 37 % zu und ma-
chen einen Anteil an allen Woh-
nungen von 24 % aus . Die "Zwei-
personenwohnungen" nahmen
um 28 % zu und weisen ebenfalls
einen Anteil von 24 % auf. Damit
sind fast die H•lfte aller Haupt-
wohnsitzwohnungen mit h…ch-

Wohnungen insgesaut

Bezirk

	

1991

	

Ver•nderung zu 1981

absolut

	

in %

Innsbruck-Stadt 54 .333 5.369 11,0

Iust 16 .287 4 .148 34,2

Innsbruck-Land 53 .155 11 .095 26,4

Kitzbähel 26 .346 6 .118 30,2

Kufstein 33 .163 6 .598 24,8

Landeck 13 .689 2 .327 20,5

Lienz 15 .679 3 .004 23,7

Reutte 11 .907 2 .336 24,4

Schwaz 25 .215 5 .017 24,8

Tirol

	

249 .774

	

46 .012

	

22,6

Wohnungen 1991 tut

Haupt-

	

Neben- oder

wohn-

	

ohne Wohnsitz

sitz

	

absolut

	

in %

Ferien-

woh-
nungen

48.932 5 .401 9,9 740

14 .108 2 .179 13,4 1 .516

47.005 6 .150 11,6 3 .873

18 .820 7.526 28,6 6 .273

28 .814 4 .349 13,1 2 .990

12 .031 1 .658 12,1 1 .079

13 .900 1 .779 11,3 1 .181

9 .936 1 .971 16,6 1 .469

22 .057 3 .158 12,5 2 .208

215 .603

	

34 .171

	

13,7

	

21 .329

Quelle : ‚STAT, Eigenberechnungen



stens zwei Personen belegt . Zum
anderen haben im letzten Jahr-
zehnt Wohnungen mit f•nf Perso-
nen um 3,2 % und jene mit sechs
und mehr Bewohnern um 30 %
abgenommen . Erwiesenermaäen
ist die Wohnnutzfl‚che pro Person
in Ein- und Zweipersonenhaushal-
ten deutlich am grƒäten (in Ein-
personenhaushalten 66 m 2, in
Zweipersonenhaushalten immer-
hin noch 41 m 2 pro Person), sodaä
durch diese strukturellen Ver‚nde-
rungen in der Haushaltszusam-
mensetzung ein enormer Woh-
nungs- und Wohnnutzfl‚chen-
bedarf entsteht .

-Quantitativer Effekt : Ein quantita-
tiver Effekt tritt vorerst einmal
durch die Zunahme der Wohnbe-
vƒlkerung ein . Tirols Wohnbevƒlke-
rung ist seit 1981 um rund 44 .000
Personen auf ca . 630 .000 Ende
1991 gestiegen . F•r diesen j‚hrli-
chen Bevƒlkerungszuwachs von
rund 4 .500 Personen (mit in den
letzten Jahren steigender Ten-
denz) ist entsprechender Wohn-
raum zu schaffen . Durch die stei-
genden Anspr•che nimmt der
Wohnraumbedarf aber auch bei
theoretisch konstanter Bevƒlke-
rung zu : Die Wohnnutzfl‚che pro
Person ist z .B. auch innerhalb der
Einpersonenhaushalte von 58 m2
1981 auf 66 m2 1991 gestiegen .

Daneben gibt es eine Reihe von
sonstigen Gr•nden, die zu einem
erhƒhten Wohnungsbedarf f•hren
und mit dem Begriff sozio-ƒkono-

mischer Effekt umschrieben wer-
den kƒnnen : Durch zunehmende
berufliche Mobilit‚t, Vergrƒäe-
rung der Freizeit und allgemeine
Erhƒhung der Einkommen ist die
Nachfrage nach Zweit- und Feri-
enwohnsitzen sowohl seitens der
einheimischen Bevƒlkerung als
auch von auäerhalb Tirols deutlich
gestiegen . Tirolweit machten 1991
die rund 34.000 Nebenwohnsitze
einen Anteil von 14 % am Woh-
nungsbestand aus, wobei eine
besonders starke Konzentration im
Bezirk Kitzb•hel (Anteil 29 %) fest-
zustellen ist . Im Auäerfern ist rund
jede 6. Wohnung nicht als Haupt-
wohnsitz in Verwendung. Den ver-
gleichsweise geringsten Wert
weist dabei Innsbruck mit 10 %
auf. Die besondere Dynamik auf
diesem Wohnungsmarktsegment
wird durch die Ver‚nderungen
zwischen 1981 und 1991 deutlich :
Nahm der Wohnungsbestand ti-
rolweit insgesamt um 23 % zu, so
macht dieser Prozentsatz f•r die
Nebenwohnsitzwohnungen 54
aus (Hauptwohnsitzwohnungen
"nur" + 19 %) . Mag auch diese
prozentuelle Zunahme bei den
Nebenwohnsitzen durch eine ge-
gen•ber 1981 bessere Erfassung
gerade dieser Wohnungskatego-
rie mitverursacht sein, so ist doch
davon auszugehen, daä rund ein
Viertel des gestiegenen Woh-
nungsbestandes nicht f•r Haupt-
wohnsitzzwecke zur Verf•gung
steht .
(Siehe Grafik Seite 25 : Ferienwoh-
nungen)

Mehr als 21 .000
Ferienwohnungen,
49 % davon in Ei-
gennutzung
Bei der H‚user- und Wohnungs-
z‚hlung 1991 wurde erstmalig ei-
ne eigene Frage nach der Nut-
zung von Zweitwohnungen als Fe-
rien- bzw. Wochenendwohnung
gestellt. Dadurch und durch be-
sondere Hinweise bei der Erhe-
bung d•rfte eine deutliche Ver-
besserung im Erhebungsumfang
der Ferien- und Wochenendwoh-
nungen gegen•ber der H‚user-
und Wohnungsz‚hlung 1981 er-
reicht worden sein . In Summe er-
geben sich f•r Tirol knapp 15 .000
Geb‚ude mit insgesamt 21 .300
Ferien- und Wochenendwohnun-
gen . Knapp die H‚lfte davon wer-
den durch den Eigent•mer selber
benutzt, der knapp grƒäere Teil
dient der Vermietung .

Die H‚lfte der
Tiroler(innen)
wohnt in Ein- oder
Zweifamilien-
h‚usern
Von der Hauptwohnsitzbevƒlke-
rung Tirols leben 39 % in Wohnge-

Wohngeb‚ude mit

ein oder zwei Wohnungen

	

73 .201

	

93 .466
drei oder sehr Wohnungen 72 .291 80 .287
Bauernhof 16.227 16.704
sonstiges Geb‚ude

	

42 .043

	

59.317

Tirol

	

203 .762

	

249 .774

Quelle : OSTAT ; Eigenberechnungen

Wohnungen

1981

	

1991

Anteile an Wohnungsbestand

1981

	

1991

35,9 37,4

35,5 32,1

8,0 6,7

20,6

	

23,7

100,0

	

100,0

Anteil der Wohnungen in Ein-
undZweifamilienh‚usern
nicht gesunken

I
23



b•uden mit ein oder zwei Woh-
nungen und weitere 11 % in
Wohngeb•uden mit Sitz eines
landwirtschaftlichen Betriebes
(Bauernhaus). In Wohngeb•uden
mit drei oder mehr Wohnungen
sind rund 27 % der Wohnbev‚lke-
rung Tirols gemeldet . Immerhin je-
de(r) fänfte Tiroler(in) hat sein (ihr)
Zuhause in Geb•uden, die nicht
äberwiegend Wohnzwecken die-
nen, sondern vor allem als Ge-
sch•fts- oder Bärogeb•ude,
Werkst•ttengeb•ude, Hotel,
Gasthof, Pension oder ‚ffentliches
Geb•ude genutzt werden .
Die Frage, ob in den letzten Jah-
ren der Weg zu verdichtetem
Bauen und damit zu einem spar-
sameren Umgang mit Grund und
Boden in Agriff genommen wur-
de, kann äber die Entwicklung der
Zahl der Wohnungen in Ein- und
Zweiwohnungsgeb•uden bzw. i n
Geb•uden mit drei oder mehr
Wohnungen beantwortet wer-

Betriebe entfallen knapp 7 % der
Wohnungen, die restlichen 24 %
verteilen sich auf die sonstigen
Geb•ude . Im Vergleich der letz-
ten Jahrzehnte l•ƒt sich keine ein-
deutige Entwicklungsrichtung zu
Wohngeb•uden mit mehr als zwei
Wohnungen ablesen . Am deut-
lichsten an Gewicht gewonnen
haben n•mlich die Wohnungen in
Geb•uden mit sonstiger Nutzung
(das heiƒt mit Mischnutzung) .
Auch Geb•ude mit ein oder zwei
Wohnungen haben äberpropor-
tional zugenommen, sodaƒ deren
Anteil von 36 % auf 37 % gestie-
gen, w•hrend jener der Drei- oder
Mehrwohnungsgeb•ude von 35%
auf 32 % gesunken ist . Ein Trend
zum verdichteten Bauen kann
demnach in Bezug auf den Ge-
samtwohnungsbestand statistisch
(noch) nicht nachgewiesen wer-
den .
(Siehe Grafik Seite 25 : Ausl(indi-
scher Wohnungsbestand)

Beim Wohnungsbestand von
249.800 macht der ausl•ndische
(Mit)-Besitz 12.500 oder 5,0 % aus .
Von den Ferienwohnungen sind
allerdings knapp ein Viertel (23 %)
in zumindest teilweise ausl•ndi-
schem Besitz. Die h‚chsten Antei-
le an Wohnungen in ausl•ndi-
schem Eigentum ergeben sich im
Bezirk Kitzbähel mit 11,5 % (1981
12,1 %), gefolgt von der Landes-
hauptstadt mit rund 7 % und dem
Auƒerfern mit 6 % .
Wenn auch die Gesamtzahl der
ausl•ndischen Eigentämer ge-
genäber 1981 bei den Geb•uden
um knapp äber 500 und bei den
Wohnungen um 1 .860 gestiegen
ist, so ist doch der Anteil am Ge-
samtgeb•ude- bzw . Wohnungs-
bestand, der sich im ausl•ndi-
schen Besitz befindet, im letzten
Jahrzehnt gesunken .

	

„

Innsbruck-Stadt 483

Imst 224

Innsbruck-Land 830

Kitzbähel 1 .334

Kufstein 809

Landeck 207

Lienz 203

Reutte 556

Schwaz

	

435

Tirol

	

5.081

Quelle : …STAT ; Eigenberechnungen

G e b • u d e

	

W o h n u n g e

in ausl•ndischem

	

(Mit-)Eigentum

absolut

	

in %

	

Anteil

	

absolut

	

in %
1981

4,2 3,5 3 .929

1,8 2,1 296

2,6 2,6 1 .959

7 .9 8 .8 3 .020

3,9 4,3 1 .368

2,1 2,3 253

1,9 2,0 264

6,4 6,6 738

2,6

	

3,1

	

646

3,7

	

3,9

	

12 .473

n

Anteil
1981

7,2 6,7

1,8 2,2

3,7 4,3

11,5 12,1

4,1 4,9

1,8 1,7

1,7 1,6

6,2 5,9

2,6

	

2,6

5,0

	

5,2

Geb•ude- und Woh-
nungsbestand in ausl•n-
dischem (Mit-)Eigentum
relativ zuräckgegangen

den. Vom Gesamtwohnungsbe- Eine weitere aktuelle Diskussion
stand des Jahres 1991 entfallen
37,4 % auf Ein- und Zweifamilien-
h•user (Geb•ude mit ein oder
zwei Wohnungen), in Geb•uden
mit drei oder mehr Wohnungen
sind 32 % aller Wohnungen unter-
gebracht. Auf landwirtschaftliche

betrifft das Eigentum an Grund
und Boden seitens ausl•ndischer
Staatsangeh‚riger. Von der Ge-
samtzahl der Geb•ude in Tirol in
der Gr‚ƒenordnung von rund
138.500 stehen 5 .100 oder 3,7 % in
ausl•ndischem

	

(Mit)-Eigentum .

1
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Anteil der Ferienwohnun(en

an Wohnungen insgesamt

1	~ bis 3%

Z1 3,17 - 10%

• 10,1% - 25%

mehr als 255
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Umfangreiches
Arbeitsprogramm
der •ROK

Das von der •sterreichischen
Raumordnungskonferenz
(•ROK) am 6.7,1992 be-

schlossene Arbeitsprogramm be-
inhaltet eine Reihe von Projekten,
die auch fär die Tiroler Raumord-
nung und Regionalpolitik von
gro‚er Bedeutung sind .
Einen besonderen Schwerpunkt
stellt das Forschungsprogramm
"Siedlungswesen" dar, mit dem
die fachlichen Grundlagen fär ei-
ne griffige Siedlungspolitik ent-
scheidend verbessert werden sol-
len. Im Rahmen dieses mehrjƒhri-
gen Vorhabens werden 1992/93
folgende Teilbereiche behandelt:

Eine Analyse der Trends der
Siedlungsentwicklung wird
nƒheren Aufschlu‚ äber die
bisherige Bodeninan-
spruchnahme fär Siedlungs-
zwecke geben und wird die
Grundlage fär die Abschƒt-
zung des känftigen Baulandbe-
darfes sein .

+ Die Auswirkungen der inter-
nationalen Wanderungen auf
die Entwicklung der Haushalte
und die Nachfrage nach Woh-
nungen wird aufgezeigt.

Eine Befragung von Gemein-
den und Experten wird Auf
schlu‚ äber die Wirksamkeit
von Instrumenten zur Steue-
rung der Siedlungsentwicklung
geben .

„

	

Die Faktoren der Bodenpreis-
entwicktung werden darge-
stellt und hinsichtlich ihrer Be-
deutung fär die Umsetzung
raumplanerischer Ziele und fär
die Verfägbarkeit und Mobili-
sierung von Baugrundstäcken
untersucht .

tung des •sterreichischen Eisen-
bahnnetzes im Hinblick auf die
känftigen Aufgaben im Gäterver-
kehr und mit einer Analyse äber
die M…glichkeiten der Einbezie-
hung des Busliniennetzes in den
Taktverkehr befassen,
Bereits weit gediehen sind die Ar-
beiten zum Thema Raumvertr…g-
lichkeitspräfung. Darunter ist ein
besonderes Verfahren zur Präfung
von raumbedeutsamen Planun-
gen und Ma‚nahmen unter
raumordnungs- und zugleich um
weltpolitisch relevanten Gesichts-
punkten zu verstehen . Ein Gut-
achten äber die M…glichkeiten
der rechtlichen Verankerung ei-
ner derartigen Raumvertr…glich-
keitspräfung liegt bereits vor und
soll in weiterer Folge in eine ent-
sprechende •ROK-Empfehlung
mänden .

Zusammen mit anderen Detailstu-
dien werden diese Arbeiten letzt-
lich in eine Empfehlung der •ROK
zum Thema 'Siedlungswesen"
mänden .
Spƒtestens bis zu einem EG-Beitritt
Osterreichs werden als Vorausset-
zung fär den Erhalt von F…rderun-
gen aus den EG-Strukturfonds fär
die in Frage kommenden Gebiete
regionalwirtschaftliche Konzepte
vorzulegen sein, in denen regions-
spezifische Entwicklungsvorstellun-
gen und die zu deren Durchset-
zung geeigneten Ma‚nahmen
festgelegt sind . .Ein eigener Unter
ausschu‚ der •ROK befa‚t sich
mit der beispielhaften Ausarbei-
tung derartiger regionalwirtschaff-

	

n den letzten zwei Jahren stan
licher Konzepte fär verschiedene

	

den und stehen in Tirol gut zwei
Typen von

	

1 Dutzend GolfP' latzP rojekte zurModellregionen, um
solide Grundlagen fär die weitere Diskussion, Wƒhrend einige davon
Bearbeitung auf breiterer Basis zu wieder "eingeschlafen" sind, ha
schaffen. Als Modellregion fär ein ben andere hohe emotionale
"Ziel 5b-Gebiet (lƒndliches Ge Wogen bei Befärwortern und
biet)" im Sinne der EG-Struktur- Gegnern ausgel…st .
fonds wurde Osttirol ausgewƒhlt,

	

Um fär deren Beurteilung klare
Derselbe Unterausschu‚ befa‚t Grundlagen zu schaffen, wird das
sich daräber hinaus auch mit der 1988 von der Tiroler Landesregie
†berarbeitung der Abgrenzung rung beschlossene Tiroler Golf-
der wirtschaftlichen Problem und platzkonzept von Grund auf äber
Regionalf…rderungsgeblete . Da arbeitet .
die Regionalf…rderung des Bun- Dabei sollen zunƒchst alle Argu-
des an diese Abgrenzungen an- mente, die zum Theme Golf von
knäpft, sind damit auch fär, Tirol di- den verschiedensten Seiten vor
rekte Auswirkungen verbunden . gebracht werden, objektiv auf
Durch eine Aktualisierung der Be- ihren Wahrheitsgehalt und ihr Ge-
v…lkerungs-, Haushalts- und Ar- wicht hin äberpräft werden . Da
beitsmarktprognosen fär die Bezir- von ausgehend soll die zukänftige
ke •sterreichs auf Grundlage der Vorgangsweise der Landesregie
Ergebnisse der Gro‚zƒhlungen rung festgelegt werden. Die Vor
1991 werden fär zahlreiche zu und Nachteile von Golfplƒtzen

mussen m…glichst sachlich ge-
genseitig abgewogen werden .
Diese Abwƒgung wird zwar nie-

†berarbeitung

des Tiroler Golf-

platzkonzep es

kunftsorientierte Planungsvorha-
ben verbesserte Beurteilungs-
grundlagen geschaffen .
Zum Thema Verkehr wird sich die mals wertfrei sein k…nnen, sie darf
•ROK demnƒchst mit der Bewer- aber nicht auf sachlich unrichti-



KUAPIMELDUN~EN

gen Argumenten aufbauen .
Bis zum Vorliegen des neuen Kon-
zeptes, das nach der Behandlung
in den Raumordnungsgremien
wiederum von der Landesregie-
rung beschlossen werden soll,
werden keine naturschutzrechtli-
chen Bewilligungen f•r Golfplätze
erteilt. Mit der Fertigstellung des
Entwurfes ist noch in diesem Jahr
zu rechnen, die Behandlung in
den Raumordnungsorganen wird
jedoch auch noch einige Zeit
dauern .

M•hsame Arbeit
an den
Protokollen der
Alpenkonvention

ie im November vorigen
Jahres in Salzburg unter-

lizeichnete Alpenkonvention
enthält nur allgemeine Grundsät-
ze •ber d Schutz des Alpenrau-
m

	

Di Fest ung konkreter
Ma‚nahmen ist den sogenannten
Protokollen zu verschiedenen
Fachbereichen vorbehalten, die
sich derzeit in verschiedenen Sta-
dien der Ausarbeitung befinden

Wildmoos-Driving Range

und die von der im Herbst kom-
menden Jahres stattfindenden
nächsten internationalen Alpen-
konferenz beschlossen werden
sollen,
Die Ausarbeitung dieser Protokolle
stellt sich als •beraus m•hsames
Unterfangen heraus . Angesichts
der Vielzahl der Beteiligten ist es
bereits auf innerstaatlicher Ebene
nicht gerade leicht, allgemein ak-
zeptierte Standpunkte zu finden .
Umso schwieriger ist es, diesen
Konsens in den internationalen Ar-
beitsgruppen herbeizuf•hren, de-
nen die Ausarbeitung der Proto-
kollentw•rfe obliegt . Allein schon
der unterschiedliche Anteil, den
die verschiedenen Teilnehmer-
staaten an den Alpen haben,
schafft teilweise sehr gegensätzli-
che Positionen : Das Anliegen des
Alpenschutzes sieht nun einmal f•r
ein inneralpines Land, f•r das die
Alpen alleiniger Lebensraum sind,
anders aus, als f•r Länder, die nur
randlichen Anteil an den Alpen
haben, Es ist daher •beraus
schwierig, Formulierungen zu fin-
den, die einerseits nicht nur Leer-
formeln darstellen, die anderer-
seits aber auch nicht unvertretba-
re Eingriffe in die eigenständige
Entwicklung der alpinen Regionen
beinhalten .
In der letzten Sitzung der interna-
tionalen Arbeitsgruppe Hoher Be-
amter am 5, und 6. November

1992 wurden die Pro-
tokolle "Berglandwirt-
schaff und Kulturland-
schaft", "Raumpla-
nung" und "Natur-
und

	

Landschafts-
schutz" angenom-
men. Diese werden
nun den einzelnen Un-
terzeichnerstaaten zur
Stellungnahme zuge-
leitet.
Die Protokolle "Ver-
kehr" und 'Tourismus"
wurden hingegen mit
Verbesserungsaufträ-
gen an die jeweils zu-
ständigen internatio-
nalen Subarbeitsgrup-
pen zur•ckverwiesen .
Am Protokoll "Berg-
wald" wird von der
entsprechenden Ar-
beitsgruppe z•gig ge-
arbeitet. Die Protokolle

"Bodenschutz" und "Energie" ste-
hen erst am Beginn der Ausarbei-
tung .
Schwierig wird in weiterer Folge
vor allem auch die gegenseitige
Harmonisierung der verschiede-
nen Protokolle sein . Diese Aufga-
be wird jedoch erst in Angriff ge-
nommen werden kƒnnen, wenn
von allen Protokollen ausgereifte
Entw•rfe vorliegen .

	

„

Wegweisende In-
itiative zur eigen-
ständigen Regio-
nalentwicklung
n Zusammenarbeit zwischen der
Raumordnungsbezirkskommissi-
on Landeck, engagierten und in

Raumordnungsfragen sachkundi-
gen B•rgern des Bezirkes und der
Abt. Ic des Amtes der Landesre-
gierung wurde im Bezirk Landeck
in den beiden letzten Jahren ein
bemerkenswertes Projekt ent-
wickelt, das nun in die konkrete
Umsetzungsphase getreten ist .
Um den im Entwicklungspro-
gramm f•r die wirtschaftlich be-
nachteiligten Gebiete Tirols (1990)



verankerten Gedanken der ei- den Gro•teil der vorbereitenden beirat der Kleinregion 17 unter-
genständigen Regionalentwick- Initiative getragen haben - stellen st‚tzt wird,
lung in die Praxis umzusetzen und sich freiwillig und unentgeltlich in
um der Raumordnungs-Bezirks- den Dienst dieser Sache, St‚nden
kommission eine ernsthafte Erf‚l

	

diese "Vordenker" nicht zur Verf‚-
lung ihres gesetzlichen Auftrages gung,, wäre das ganze Projekt Regiorlglbet eu-zur Vorberatung von Raumord- zum Scheitern verurteilt,
nungsangelegenheiten im Bezirk Es entspricht im ‚brigen der Ziel-
zu ermƒglichen, wurde nun ein strebigkeit dieser Gruppe, da• be- un'g f ur die OSt'i-
Verein gegr‚ndet, dessen Ziel es reits parallel zur Vereinsgr‚ndung
ist, eine integrierte Regionalent das erste konkrete Projekt, näm- roter Nationa par-
wicklung im Bezirk Landeck zu initi- lich die Ausarbeitung eines Alten-
ieren und umzusetzen . Vor allem hilfekonzeptes f‚r den Bezirk Lan- kregionm
will dieser Verein :

	

deck, in Angriff genommen wur-	
de .

„ Rahmenbedingungen f‚r die Das Land Tirol unterst‚tzt dieses nde 1991 wurde von der Lan-
Bezirksentwicklung bewu•t Modell finanziell und durch ent- desregierung das Entwick-
machen ;

	

sprechende Kooperation .

	

lungsprogramm f‚r die Natio
Ahnliche Bestrebungen sind auch nalparkregion beschlossen und

„

	

zu wesentlichen regionaipoli- im Bezirk lmst im Gange, haben auch mit 250 Mio,S. Fƒrderungs-
tischen Fragestellungen eine

	

allerdings noch nicht ein derart mitteln - verteilt auf 10 Jahre - do-
grundsätzliche Ubereinstim

	

konkretes Stadium erreicht . Wir tiert .
mung im Bezirk herbeif‚hren ;

	

werden uns in einem der näch- In diesem Entwicklungsprogramm
„

	

die Vernetzung bzw . die Har- steh Hefte mit diesen Bezirs- ist erstmalig von vorneherein eine
monisierung der verschieden-

	

Raumordnungsinitiativen

	

noch ständige Regionalbetreuung
sten regionalpolitischen Mei-

	

näher befassen .

	

… vorläufig begrenzt auf 5 Jahre -
nungs- und Entscheidungstri

	

vorgesehen. Damit soll die Ver
ger herbeif‚hren ;

	

wirklichung der im Entwicklungs-
programm vorgesehenen Ma•-

„

	

eine ausgewogene und fun- nahmen sichergestellt werden .
dlerte Mitwirkung des Bezirkes Fremden-

	

Die Regionalbetreuung hat also
bei regionalpolitischen Ma•-

	

vor allem die Aufgabe, zu bera
nahmen des Landes und des

	

verkehrskonzept

	

ten, die notwendige Koordinie
Bundes sicherstellen ;

	

rung zu ‚bernehmen, beim Um-

S‚d ostl,iches

	

gang mit Behƒrden und Firmen zu
eigenständige Projekte und

	

helfen und allenfalls die Realisie-
Aktivitƒten anregen und die

	

_

	

rung selber voranzutreiben . Dane-
erforderliche Unterst‚tzung und Mittelgebirge

	

ben wäre auch das Sammeln,
Begleitung der Projekte sicher-

	

Werten und Umsetzen neuer
stellen und

	

Neuer Anlauf zur

	

Ideen zu entsprechenden Ma•-
nahmen w‚nschenswert .

die Sachkompetenz der Be

	

Realisierung

	

Spezielle Aufgabenstellungen, die
zirksraumordnungskonferenz

	

‚ber die Kapazität und das Fach-
unterst‚tzen und aufwerten.

	

wissen des Regionalbetreuers hin-W m 1989 fertiggestellten ausgehen, kƒnnen auch an ent-
esentlich ist, da• sich dieser Ver-

A
Fremdenverkehrskonzept sprechende Fachleute vergeben

ein als unterst‚tzende Einrichtung

	

wurde zwar auf breiter Basis werden .
der Bezirksraumordnungskommis- von betroffenen Unternehmern, Nach der Installierung eines Bera
sion versteht und ihr direkt zage- Meinungsbildnern, Tourismusver tungsgremiums f‚r die Verwen
ordnet ist . Alle Aktivitäten, Projek bands-Obleuten, Gemeindever dung der genannten Fƒrderungs
te und Initiativen m‚ssen mit der tretern, Dienststellen des Landes mittel wurde im Laufe des Som-
Bezirks-Raumordnungskommission und den Kammern mitgearbeitet, mers der Posten eines Regional-
abgestimmt werden in der Pro dennoch erfolgte die Realisierung betreuers ausgeschrieben,
jektinitiative ist der Verein auto- der Ma•nahmen nur sehr zƒ

	

Ca. 12 - 14 Interessenten lie•en
nom .

	

gernd. Nunmehr wurde von der sich die Unterlagen ‚bermitteln,
'Herz" des Vereines ist der Fach- Stadt Innsbruck (der Ortsteil Igls doch nur wenige stellten auch
beirat, dem bis zu zwanzig enga- gehƒrt ja naturräumlich ebenfalls ein Angebot .
gierte, in Raumordnungsfragen zum s‚dƒstlichen Mittelgebirge) Die ersten Diskussionen mit den
sachkundige Persƒnlichkeiten des ein Antrag auf Fƒrderung von Be- Anbietern zeigten, da• sowohl die
Bezirkes angehƒren und dem die treuungsleistungen zur Umsetzung Auswahl des richtigen Betreuers
eigentliche fachliche Arbeit ob- des Fremdenverkehrskonzeptes- als auch die Bewältigung der ge-
liegt. Die Mitglieder dieses Fach- ‚ber Raumordnungsmittel einge- stellten Aufgaben sehr hohe An-
beirates -- die im ‚brigen auch bracht, der auch vom Region s-

	

stellt zumal beide



Partner damit im wesentlichen
raumplanerisches Neuland betre-
ten .
Das Beratungsgremium f•r die
Sonderfärderung in der National-
parkregion hat am 10. November
1992 eine Anhärung der Bewerber
durchgef•hrt und sich mit gro‚er
Mehrheit daf•r ausgesprochen,
den Osttiroler Mag . Leo Gander
vorerst f•r ein Jahr mit der Regio-
nalbetreuung zu beauftragen .
Vor einer endg•ltigen Vergabe
durch die Landesregierung sind
allerdings noch wesentliche De-
tailfragen f•r die Art der Durch-
f•hrung der Regionalbetreuung,
insbesondere •ber das konkrete
Arbeitsprogramm, zu klƒren. Wir
werden dar•ber noch Nƒheres
berichten .

	

„

Detailstudien zum

Schienenver-

kehrskonzept f•r

den Tiroler

Regionalverkehr

V

on der Abt. V1b4 / Gesamt-
verkehrsplanung des Amtes
der Landesregierung und

der Stubaitalbahn AG wurden vor
einigen Monaten mehrere Studien
in Auftrag gegeben, die die kon-
kreten Mäglichkeiten einer Ver-
besserung des schienengebunde-
nen äffentlichen Verkehrs im
Gro‚raum Innsbruck durchleuch-
ten sollen .
Dabei werden die Bereiche Stu-
baital und westliches Mittelgebir-
ge sowie die Einbindung der Stu-
baitalbahn in das Innsbrucker
Stra‚enbahnnetz und die weitere
Verteilung der Fahrgƒste unter-
sucht. Neben dem werktƒgigen
Pendlerverkehr sollen auch die
touristischen Aspekte der Bahnli-
nie ber•cksichtigt werden,
Die Arbeiten gliedern sich in drei
Teile :
Am Beginn steht eine allgemeine
Verkehrsstudie, die die Bed•rfnisse
der Bevälkerung und die struktu-
rellen Voraussetzungen des beste-

henden äffentlichen Verkehrsnet-
zes analysiert. Hier wird der äffent-
liche Verkehr als integratives Ge-
samtsystem von Bahn und Bus be-
trachtet .
Darauf aufbauend erfolgen kon-
krete Trassenstudien f•r eine Ver-
lƒngerung der Stubaitalbahn von
Fulpmes nach Neustift / Milders
sowie f•r eine Strecke •ber das
westliche Mittelgebirge bis nach
Grinzens. Hier wird auch die
Grundsaldrage einer direkten Lini-
enf•hrung von Innsbruck nach
Gätzens oder einer Zweigstrecke
der bestehenden Stubaitalbahn
gepr•ft. Zusƒtzlich wird in diesem
Arbeitsschritt untersucht, wie weit
die bestehenden Gleisanlagen
ausgebaut werden m•ssen, um
die Stubaitalbahn ausreichend zu
beschleunigen .
Abschlie‚end wird in Zusammen-
arbeit mit der Stubaitalbahn AG
ein Betriebskonzept erarbeitet, um
das zuk•nftige Verkehrsangebot
von Bus und Bahn bestimmen zu
kännen .
Die allgemeine Verkehrsstudie ist
bereits abgeschlossen, derzeit
werden die Ergebnisse in den be-
troffenen Gemeinden diskutiert .
Die Trassenstudien werden am Be-
ginn des kommenden Jahres vor-
gelegt .

Allfƒllige Realisierungsschritte wer-
den f•r ein 4. Privatbahninvesti-
tionsprogramm 1995 - 2000 in Aus-
sicht gestellt, wobei erste Schritte
bereits im laufenden 3 . F•nfjahres-
programm gesetzt werden känn-
ten .

	

„

Gro‚zƒhlungsrun-

de 1990/91 - Er-

gebnisse f•r Tirol

D

Ee Auswertung der Vollerhe-

bungen, die in den beiden
vergangenen Jahren durch-

gef•hrt wurden, lƒuft im …ster-
reichischen Statistischen Zentral-
amt (…STAT) in Wien auf Hochtou-
ren . Wegen der gro‚en Menge
an Material, das dabei bearbeitet
werden mu‚, braucht es aber lei-
der einige Zeit, bis die endg•lti-
gen Ergebnisse vorliegen . Hier soll
deshalb ein kurzer †berblick ge-
boten werden, wann mit den ein-
zelnen Veräffentlichungen zu
rechnen sein soll :
Die Tiroler Lƒnderhefte der Land-
und forstwirtschaftlichen Betriebs-

Foto : Kreutz



zƒhlung 1990 sowie der Hƒuser
und Wohnungszƒhlung 1991 sind Land Tirol fordertbereits erschienen, zur zweiten Er-
hebung gibt es zudem eine Ver‚f-
fentlichung des Sachgebietes Sta die Erhaltung und
tistik.
Als nƒchstes soll noch heuer das Pflege vonLƒnderheft 1 der Volkszƒhlung
1991 mit der Bev‚lkerung und de-
ren Struktur sowie den Haupter- FeuvfIgeJIeIei
gebnissen f•r Berufstƒtige, Haus-
halte und Familien erscheinen . 'F•rMitte kommenden Jahres ist das

F

euchtgebiete sind vom Was-
Ortsverzeichnis f•r Tirol mit einer ser geprƒgte, in sich geschlos-
tieferen regionalen Gliederung sehe Lebensrƒume mit cha-
der Einwohnerzahlen angek•n rakteristischen Pflanzen- und Tier-
digt, f•r den Herbst ist die Ver‚f gemeinschaften . Zu den Feucht-
fentlichung der Ergebnisse der Ar- gebieten zƒhlen insbesondere
beitsstƒttenzƒhlung 1991 geplant . R‚hrichte, Groäseggens•mpfe,
Ende 1993 sollte das L‚nderheft • Quellfluren, Quells•mpfe und
der Volkszƒhlung mit den Be- Moore,
schƒftigtenzahlen und den Pend- Das Tiroler Naturschutzgesetz 1991
lerstr‚men erscheinen,

	

sieht in „ 9 spezielle Schutzbestim-
In den darauffolgenden zwei Jah- mungen f•r Feuchtgebiete vor,
ren werden vom OSTAT als Erg‚n wonach verƒndernde Eingriffe
zung noch Themenhefte publi- oder Nutzungen (z.B . Materialein-
ziert, die zu Spezialthemen wie sch•ttung, Entwƒsserung) einer
Sch•ler und Studenten oder Fami- Bewilligung bed•rfen,
lien vertiefendes Zahlenmaterial Die Erhaltung von Feuchtgebie-
anbieten, ten ist f•r die Landwirtschaft viel-
Mit der Ver‚ffentlichung der fach mit Bewirtschaftungser-
Hauptergebnisse einer Zƒhlung schwernissen und Ertragsentgang
werden gleichzeitig die entspre verbunden. Um hier einen Aus-
chenden Zahlen in
die Datenbank ISIS
des Statistischen
Zentralamtes einge-
lagert, wo viel um-
fangreicheres Mate-
rial als in den Publi-
kationen zu finden

t. Ein Teil davon
wird auch in die Tiro-
ler Regionaldaten-
bank SITRO •ber-
nommen . Zugriff zu
diesen interessanten
Quellen besteht im
Sachgebiet Statistik,
Michael-Gaismair-
Straäe 1, wo auch
Fragen zu den
Groäzƒhlungen ger-
ne beantwortet wer-
den,

	

a

Feuchtgebiet in der Unterleutasch

I

30

gleich herzustellen und einen An-
reiz f•r richtige Bewirtschaftung
von Feuchtgebieten zu schaffen,
ist mit Regierungsbeschluä vom
12.5.1992 eine F‚rderung der Er-
haltung und Pflege von Feucht-
gebieten geschaffen worden .
Gef‚rdert werden Maänahmen,
die der Erhaltung des derzeitigen
Zustandes oder der ‚kologischen
Verbesserung von Feuchtgebie-
ten dienen, sowie der Verzicht auf
erlaubte Maänahmen, die eine
Beeintrƒchtigung von Feuchtge-
bieten nach sich ziehen .
Die H‚he der F‚rderung richtet
sich nach Art der Bewirtschaftung
und Umfang der betroffenen
Flƒchen. Vorgesehen sind unter
anderem Prƒmien f•r hƒndische
oder maschin=eAe Mahd mit Ent-
fernung des Mƒhgutes, Weidever-
zieht, D•ngeverzicht und Maä-
nahmen zur Moorerhaltung .
Das F‚rderungsansuchen ist an
die Abt . Umweltschutz beim Amt
der Tiroler Landesregierung zu
richten. Entsprechende Antrags-
formulare sind bei der Abt. Um-
weltschutz sowie bei den Bezirks
hauptmannschaften und Bezirks
Landwirtschaftskammern erhƒlt-
lich. Die Antrƒge sind bis spƒte

Foto : Riccabona



stens 20.4. des jeweiligen Katen- ner kleinen Informationsbrosch•re Gr•nzonenabgrenzungen von TI-
derjahres einzubringen .

	

wurden sodann die ber•hrten RIS hergestellt .
Die Färderung wird jeweils f•r die Grundeigent•mer eingeladen, Aufs engste arbeitet TIRIS auch mit
Dauer von 5 Jahren gew‚hrt, der sich bei Sprechtagen, die vom zu der Abt . Umweltschutz zusam-
Färderungsbetrag wird j‚hrlich st‚ndigen Projektleiter des Amtes men, etwa durch Erfassung der
ausbezahlt .

	

ƒ der Landesregierung in jeder GE-,- Biotopkartierung oder auch durch
meinde abgehalten wurden, •ber Mitwirkung an der Erstellung des
den Entwurf zu informieren und Naturinventars und des Naturpfle-
persänliche Einwendungen vorzu- geplans f•r den Alpenpark Kar-

Uug

	

bringen. Der aufgrund der Vorbe wendel .
gutachtung •berarbeitete Gr•n- In hohem Ma„e ist die umfassen-

des rr

	

tonen-Abgrenzungsentwurf wird de Regionalstudie Lech-Au„erfern
nun dem gesetzlichen Begutach- auf die Unterst•tzung durch TIRIS
tungsverfahren zugleitet .

	

angewiesen. Die Vielzahl der da-
Energiekonzeptes Der Dringlichkeit der Gr•nzonen- bei zu erhebenden Fachdaten

planung entsprechend, wurde aus den verschiedensten wissen-

D

bereits im September mit den Ar- schaftlichen Disziplinen (Vegetati-

1987 von der Landesre beiten in der Kleinregion 17 on, Geomorphologie, Geologie,

gierung beschlossene Tiroler "S•dästliches Mittelgebirge" und Hydrologie, Zoologie usw .) kän-
Energiekonzept wird von der 30 "Wärgl und Umgebung" be- nen nur mit dieser modernen

Untergruppe "Energie" des Tiroler gonnen . Um die Arbeiten zu be- Technologie so aufbereitet und
Raumordnungsbeirates •berar schleunigen, wurde ein Teil der anvisiert werden, da„ sie f•r k•nfti-
beitet. Noch dem derzeitigen Zeit- Leistungen an Ziviltechniker ver- ge planerische Entscheidungen
plan soll noch im Jahre 1992 ein geben, wobei jedoch die engste tats‚chlich als Entscheidungs-
erster Entwurf erstellt werden, der Zusammenarbeit mit der f•r das grundlage herangezogen werden
Beschlu„ durch die Landesregie- Gesamtprojekt verantwortlichen kännen .
rung soll noch vor Sommer 1993 Abteilung Ic des Amtes der Lan Die Vielfalt der Anwendungsmäg-
erfolgen,

	

desregierung gew‚hrleistet ist .

	

lichkeiten von TIRIS spiegelt sich
Die Untergruppe "Energie" hat F•r Anfang 1993 ist die Aufnahme auch in der Mitwirkung an einer
weiters Richtlinien f•r die Färde- der Arbeiten in der Kleinregin 37 ganzen Reihe anderer hächst ver-
rung von Biomasseanlagen zur "Landeck und Umgebung" vor- schiedenartiger Projekte wieder .
W‚rmeversorgung ausgearbeitet . gesehen .

	

U So ist das Tiroler Raumordnungs-In-
Diese werden von der Landesre

	

formationssystem beispielsweise
gierung beschlossen werden und

	

auch in die Erfassung der Luft-
sollen noch im Jahr 1992 in Kraft

	

fahrthindernisse in Tirol, in eine
treten.

	

ƒ

	

I J ~~

	

4,3 t~

	

Analyse der ‚rztlichen Versorgung
unseres Landes und in die Auswer-
tung und Pr‚sentation der um-

Projekte

	

fangreichen Me„ergebnisse •ber

Gr"

	

die Radonbelastung in der Ge-
meinde Umhausen eingebunden .

bwohl das Tiroler Raumord- In einem anderen Anwendungs-
planung komm

	

nungs-Informationssystem projekt wurde die Gef‚hrung des
TIRIS noch in der Aufbau- Baulandes sowie von Stra„en und

gut VO C fl

	

phase steht, ist es doch schon Wegen durch Lawinen im Bezirk
den Kinderschuhen entwachsen Reutte analysiert und dargestellt .

V

und bringt durch kartografische Trotz dieser umfangreichen Pro-

on der Abt

. Ic des Amtes und analytische- Unterst•tzung jektarbeiten geht die fl‚chen
der Landesregierung wurde verschiedenster Projekte bereits deckende Datenersterfassung im
mittlerweile ein erster Ab konkreten Nutzen . Kartenma„stab plangem‚„ wei-

grenzungsentwurf f•r die Gr•nzo- Innerhalb der Abt. ic des Amtes ter. Die Bezirke Reutte und Inns-
nen in der Kleinregion 18 "Hall und der Landesregierung ist TIRIS aufs bruck-Land sind mittlerweile voll-
Umgebung" erstellt und einer in- engste in die Gr•nzonenplanung st‚ndig eingegeben, die Bezirke
tensiven Vorbegutachtung unter- eingebunden . Alle im Rahmen Schwaz und Kufstein werden mit
zogen . In zahlreichen Ge- dieses umfangreichen Projektes Jahresende fertiggestellt sein . Mit
spr‚chen und Diskussionen wurde erhobenen Daten zur Fl‚chenwid- Jahreswechsel wird somit f•r etwa
der Entwurf Gemeinder‚ten, Ge- mung und Bebauung sowie zur die H‚lfte der Landb‚che eine
meinderatsaussch•ssen, Ortsbau- Fl‚chennutzung im Freiland wer- breite Palette von rauen- bzw .
ernaussch•ssen u .a . vorgestellt, den mit Hilfe der EDV bearbeitet fl‚chenbezogenen Inhalten •ber
wobei auch fachlich fundierte und ausgewertet . Ebenso werden TIRIS abrufbar und somit f•r einen
Anregungen f•r Verbesserungen die f•r das Begutachtunsverfah- schnellen Informationszugriff ver
des Abgrenzungsvorschlages ent- ren und f•r die Kundmachung er- f•gbar sein .

	

Z
genommen wurden, Mit ei- forderlichen Darstellungen und
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